
KONSOLIDIERTE FASSUNG
DES VERTRAGS

ÜBER DIE EUROPÄISCHE UNION



TITEL VI

BESTIMMUNGEN ÜBER DIE POLIZEILICHE UND JUSTITIELLE
ZUSAMMENARBEIT IN STRAFSACHEN

Artikel 29 (ex-Artikel K.1)

Unbeschadet der Befugnisse der Europäischen Gemeinschaft verfolgt die Union das Ziel, den
Bürgern in einem Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts ein hohes Maß an Sicher-
heit zu bieten, indem sie ein gemeinsames Vorgehen der Mitgliedstaaten im Bereich der poli-
zeilichen und justitiellen Zusammenarbeit in Strafsachen entwickelt sowie Rassismus und
Fremdenfeindlichkeit verhütet und bekämpft.

Dieses Ziel wird erreicht durch die Verhütung und Bekämpfung der — organisierten oder
nichtorganisierten — Kriminalität, insbesondere des Terrorismus, des Menschenhandels und
der Straftaten gegenüber Kindern, des illegalen Drogen- und Waffenhandels, der Bestechung
und Bestechlichkeit sowie des Betrugs im Wege einer

—Ùengeren Zusammenarbeit der Polizei-, Zoll- und anderer zuständiger Behörden in den
Mitgliedstaaten, sowohl unmittelbar als auch unter Einschaltung des Europäischen Polizei-
amts (Europol), nach den Artikeln 30 und 32;
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—Ùengeren Zusammenarbeit der Justizbehörden sowie anderer zuständiger Behörden der Mit-
gliedstaaten nach Artikel 31 Buchstaben a bis d und Artikel 32;

—ÙAnnäherung der Strafvorschriften der Mitgliedstaaten nach Artikel 31 Buchstabe e, soweit
dies erforderlich ist.

Artikel 30 (ex-Artikel K.2)

(1)Ú Das gemeinsame Vorgehen im Bereich der polizeilichen Zusammenarbeit schließt ein:

a) die operative Zusammenarbeit der zuständigen Behörden einschließlich der Polizei, des
Zolls und anderer spezialisierter Strafverfolgungsbehörden der Mitgliedstaaten bei der Ver-
hütung von Straftaten sowie ihrer Aufdeckung und Ermittlung;

b) das Einholen, Speichern, Verarbeiten, Analysieren und Austauschen sachdienlicher Infor-
mationen, einschließlich Informationen der Strafverfolgungsbehörden zu Meldungen über
verdächtige finanzielle Transaktionen, insbesondere unter Einschaltung von Europol, wo-
bei die entsprechenden Vorschriften über den Schutz personenbezogener Daten zu beach-
ten sind;

c) die Zusammenarbeit sowie gemeinsame Initiativen in den Bereichen Aus- und Weiterbil-
dung, Austausch von Verbindungsbeamten, Abordnungen, Einsatz von Ausrüstungsgegen-
ständen und kriminaltechnische Forschung;

d) die gemeinsame Bewertung einzelner Ermittlungstechniken in bezug auf die Aufdeckung
schwerwiegender Formen der organisierten Kriminalität.

(2)Ú Der Rat fördert die Zusammenarbeit durch Europol und geht innerhalb von fünf Jahren
nach Inkrafttreten des Vertrags von Amsterdam insbesondere wie folgt vor:

a) Er ermöglicht es Europol, die Vorbereitung spezifischer Ermittlungsmaßnahmen der zu-
ständigen Behörden der Mitgliedstaaten, einschließlich operativer Aktionen gemeinsamer
Teams mit Vertretern von Europol in unterstützender Funktion, zu erleichtern und zu un-
terstützen und die Koordinierung und Durchführung solcher Ermittlungsmaßnahmen zu
fördern;

b) er legt Maßnahmen fest, die es zum einen Europol ermöglichen, sich an die zuständigen
Behörden der Mitgliedstaaten mit dem Ersuchen zu wenden, Ermittlungen in speziellen
Fällen vorzunehmen und zu koordinieren, und die es zum anderen gestatten, spezifisches
Fachwissen zu entwickeln, das den Mitgliedstaaten zu deren Unterstützung bei Ermittlun-
gen in Fällen organisierter Kriminalität zur Verfügung gestellt werden kann;

c) er fördert Mechanismen für die Zusammenarbeit zwischen Beamten der Strafverfolgungs-/
Ermittlungsbehörden, deren Spezialgebiet die Bekämpfung der organisierten Kriminalität
ist und die eng mit Europol zusammenarbeiten;

d) er richtet ein Netz für Forschung, Dokumentation und Statistik über die grenzüberschrei-
tende Kriminalität ein.
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Artikel 31 (ex-Artikel K.3)

Das gemeinsame Vorgehen im Bereich der justitiellen Zusammenarbeit in Strafsachen schließt
ein:

a) die Erleichterung und Beschleunigung der Zusammenarbeit zwischen den zuständigen
Ministerien und den Justizbehörden oder entsprechenden Behörden der Mitgliedstaaten bei
Gerichtsverfahren und der Vollstreckung von Entscheidungen;

b) die Erleichterung der Auslieferung zwischen den Mitgliedstaaten;

c) die Gewährleistung der Vereinbarkeit der jeweils geltenden Vorschriften der Mitgliedstaa-
ten untereinander, soweit dies zur Verbesserung dieser Zusammenarbeit erforderlich ist;

d) die Vermeidung von Kompetenzkonflikten zwischen Mitgliedstaaten;

e) die schrittweise Annahme von Maßnahmen zur Festlegung von Mindestvorschriften über
die Tatbestandmerkmale strafbarer Handlungen und die Strafen in den Bereichen organi-
sierte Kriminalität, Terrorismus und illegaler Drogenhandel.

Artikel 32 (ex-Artikel K.4)

Der Rat legt fest, unter welchen Bedingungen und innerhalb welcher Grenzen die in den
Artikeln 30 und 31 genannten zuständigen Behörden im Hoheitsgebiet eines anderen Mit-
gliedstaats in Verbindung und in Absprache mit dessen Behörden tätig werden dürfen.

Artikel 33 (ex-Artikel K.5)

Dieser Titel berührt nicht die Wahrnehmung der Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten für die
Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und den Schutz der inneren Sicherheit.

Artikel 34 (ex-Artikel K.6)

(1)Ú In den Bereichen dieses Titels unterrichten und konsultieren die Mitgliedstaaten einan-
der im Rat, um ihr Vorgehen zu koordinieren. Sie begründen hierfür eine Zusammenarbeit
zwischen ihren zuständigen Verwaltungsstellen.

(2)Ú Der Rat ergreift Maßnahmen und fördert in der geeigneten Form und nach den
geeigneten Verfahren, die in diesem Titel festgelegt sind, eine Zusammenarbeit, die den Zielen
der Union dient. Hierzu kann er auf Initiative eines Mitgliedstaats oder der Kommission ein-
stimmig

a) gemeinsame Standpunkte annehmen, durch die das Vorgehen der Union in einer gegebe-
nen Frage bestimmt wird;

b) Rahmenbeschlüsse zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mit-
gliedstaaten annehmen. Rahmenbeschlüsse sind für die Mitgliedstaaten hinsichtlich des zu
erreichenden Ziels verbindlich, überlassen jedoch den innerstaatlichen Stellen die Wahl der
Form und der Mittel. Sie sind nicht unmittelbar wirksam;
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c) Beschlüsse für jeden anderen Zweck annehmen, der mit den Zielen dieses Titels in Ein-
klang steht, mit Ausnahme von Maßnahmen zur Angleichung der Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften der Mitgliedstaaten. Diese Beschlüsse sind verbindlich und nicht unmit-
telbar wirksam; der Rat nimmt mit qualifizierter Mehrheit Maßnahmen an, die zur Durch-
führung dieser Beschlüsse auf Unionsebene erforderlich sind;

d) Übereinkommen erstellen, die er den Mitgliedstaaten zur Annahme gemäß ihren verfas-
sungsrechtlichen Vorschriften empfiehlt. Die Mitgliedstaaten leiten die entsprechenden
Verfahren innerhalb einer vom Rat gesetzten Frist ein.

Sofern in den Übereinkommen nichts anderes vorgesehen ist, treten sie, sobald sie von
mindestens der Hälfte der Mitgliedstaaten angenommen wurden, für diese Mitgliedstaaten
in Kraft. Maßnahmen zur Durchführung der Übereinkommen werden im Rat mit der
Mehrheit von zwei Dritteln der Vertragsparteien angenommen.

(3)Ú Ist für einen Beschluß des Rates die qualifizierte Mehrheit erforderlich, so werden die
Stimmen der Mitglieder nach Artikel 205 Absatz 2 des Vertrags zur Gründung der Euro-
päischen Gemeinschaft gewogen; Beschlüsse kommen mit einer Mindeststimmenzahl von
62 Stimmen zustande, welche die Zustimmung von mindestens zehn Mitgliedern umfassen.

(4)Ú In Verfahrensfragen beschließt der Rat mit der Mehrheit seiner Mitglieder.

Artikel 35 (ex-Artikel K.7)

(1)Ú Der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften entscheidet unter den in diesem Ar-
tikel festgelegten Bedingungen im Wege der Vorabentscheidung über die Gültigkeit und die
Auslegung der Rahmenbeschlüsse und Beschlüsse, über die Auslegung der Übereinkommen
nach diesem Titel und über die Gültigkeit und die Auslegung der dazugehörigen Durchfüh-
rungsmaßnahmen.

(2)Ú Jeder Mitgliedstaat kann durch eine bei der Unterzeichnung des Vertrags von Amster-
dam oder zu jedem späteren Zeitpunkt abgegebene Erklärung die Zuständigkeit des Gerichts-
hofs für Vorabentscheidungen nach Absatz 1 anerkennen.

(3)Ú Ein Mitgliedstaat, der eine Erklärung nach Absatz 2 abgibt, bestimmt, daß

a) entweder jedes seiner Gerichte, dessen Entscheidungen selbst nicht mehr mit Rechtsmitteln
des innerstaatlichen Rechts angefochten werden können, eine Frage, die sich in einem
schwebenden Verfahren stellt und die sich auf die Gültigkeit oder die Auslegung eines
Rechtsakts nach Absatz 1 bezieht, dem Gerichtshof zur Vorabentscheidung vorlegen kann,
wenn es eine Entscheidung darüber zum Erlaß seines Urteils für erforderlich hält,

b) oder jedes seiner Gerichte eine Frage, die sich in einem schwebenden Verfahren stellt und
die sich auf die Gültigkeit oder die Auslegung eines Rechtsakts nach Absatz 1 bezieht, dem
Gerichtshof zur Vorabentscheidung vorlegen kann, wenn es eine Entscheidung darüber
zum Erlaß seines Urteils für erforderlich hält.
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(4)Ú Jeder Mitgliedstaat kann unabhängig davon, ob er eine Erklärung nach Absatz 2 abge-
geben hat oder nicht, beim Gerichtshof in Verfahren nach Absatz 1 Schriftsätze einreichen
oder schriftliche Erklärungen abgeben.

(5)Ú Der Gerichtshof ist nicht zuständig für die Überprüfung der Gültigkeit oder Verhältnis-
mäßigkeit von Maßnahmen der Polizei oder anderer Strafverfolgungsbehörden eines Mitglied-
staats oder der Wahrnehmung der Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten für die Aufrechterhal-
tung der öffentlichen Ordnung und den Schutz der inneren Sicherheit.

(6)Ú Der Gerichtshof ist für die Überprüfung der Rechtmäßigkeit der Rahmenbeschlüsse und
Beschlüsse bei Klagen zuständig, die ein Mitgliedstaat oder die Kommission wegen Unzustän-
digkeit, Verletzung wesentlicher Formvorschriften, Verletzung dieses Vertrags oder einer bei
seiner Durchführung anzuwendenden Rechtsnorm oder wegen Ermessensmißbrauchs erhebt.
Das in diesem Absatz vorgesehene Gerichtsverfahren ist binnen zwei Monaten nach Veröf-
fentlichung der Maßnahme einzuleiten.

(7)Ú Der Gerichtshof ist für Entscheidungen über alle Streitigkeiten zwischen Mitgliedstaa-
ten bezüglich der Auslegung oder der Anwendung der nach Artikel 34 Absatz 2 angenomme-
nen Rechtsakte zuständig, die der Rat nicht innerhalb einer Frist von sechs Monaten nach
seiner Befassung durch eines seiner Mitglieder beilegen kann. Ferner ist der Gerichtshof für
Entscheidungen über alle Streitigkeiten zwischen Mitgliedstaaten und der Kommission bezüg-
lich der Auslegung oder der Anwendung der nach Artikel 34 Absatz 2 Buchstabe d erstellten
Übereinkommen zuständig.

Artikel 36 (ex-Artikel K.8)

(1)Ú Es wird ein aus hohen Beamten bestehender Koordinierungsausschuß eingesetzt. Zu-
sätzlich zu seiner Koordinierungstätigkeit hat er die Aufgabe,

—Ùauf Ersuchen des Rates oder von sich aus Stellungnahmen an den Rat zu richten;

—Ùunbeschadet des Artikels 207 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft
zur Vorbereitung der Arbeiten des Rates in den in Artikel 29 genannten Bereichen beizu-
tragen.

(2)Ú Die Kommission wird in vollem Umfang an den Arbeiten in den in diesem Titel ge-
nannten Bereichen beteiligt.

Artikel 37 (ex-Artikel K.9)

Die Mitgliedstaaten vertreten in internationalen Organisationen und auf internationalen Kon-
ferenzen, bei denen sie vertreten sind, die im Rahmen dieses Titels angenommenen gemein-
samen Standpunkte.

Die Artikel 18 und 19 sind sinngemäß auf die unter diesen Titel fallenden Angelegenheiten
anzuwenden.
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Artikel 38 (ex-Artikel K.10)

In Übereinkünften nach Artikel 24 können Angelegenheiten geregelt werden, die unter diesen
Titel fallen.

Artikel 39 (ex-Artikel K.11)

(1)Ú Der Rat hört das Europäische Parlament, bevor er eine Maßnahme nach Artikel 34
Absatz 2 Buchstaben b, c und d annimmt. Das Europäische Parlament gibt seine Stellung-
nahme innerhalb einer Frist ab, die der Rat festsetzen kann und die mindestens drei Monate
beträgt. Ergeht innerhalb dieser Frist keine Stellungnahme, so kann der Rat beschließen.

(2)Ú Der Vorsitz und die Kommission unterrichten das Europäische Parlament regelmäßig
über die in den Bereichen dieses Titels durchgeführten Arbeiten.

(3)Ú Das Europäische Parlament kann Anfragen oder Empfehlungen an den Rat richten.
Einmal jährlich führt es eine Aussprache über die Fortschritte in den in diesem Titel genannten
Bereichen.

Artikel 40 (ex-Artikel K.12)

(1)Ú Die Mitgliedstaaten, die beabsichtigen, untereinander eine verstärkte Zusammenarbeit
zu begründen, können vorbehaltlich der Artikel 43 und 44 ermächtigt werden, die in den
Verträgen vorgesehenen Organe, Verfahren und Mechanismen in Anspruch zu nehmen,
sofern die beabsichtigte Zusammenarbeit

a) die Zuständigkeiten der Europäischen Gemeinschaft sowie die in diesem Titel festgelegten
Ziele wahrt,

b) zum Ziel hat, daß die Union sich rascher zu einem Raum der Freiheit, der Sicherheit und
des Rechts entwickeln kann.

(2)Ú Die Ermächtigung nach Absatz 1 wird vom Rat, der mit qualifizierter Mehrheit be-
schließt, auf Antrag der betreffenden Mitgliedstaaten erteilt, nachdem die Kommission ersucht
wurde, hierzu Stellung zu nehmen; der Antrag wird auch dem Europäischen Parlament zuge-
leitet.

Erklärt ein Mitglied des Rates, daß es aus wichtigen Gründen der nationalen Politik, die es
auch nennen muß, die Absicht hat, eine mit qualifizierter Mehrheit zu erteilende Ermächti-
gung abzulehnen, so erfolgt keine Abstimmung. Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit
verlangen, daß die Frage zur einstimmigen Beschlußfassung an den Europäischen Rat verwie-
sen wird.

Die Stimmen der Mitglieder des Rates werden nach Artikel 205 Absatz 2 des Vertrags zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft gewogen. Beschlüsse kommen mit einer Mindest-
stimmenzahl von 62 Stimmen zustande, welche die Zustimmung von mindestens zehn Mitglie-
dern umfassen.
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(3)Ú Jeder Mitgliedstaat, der sich der Zusammenarbeit nach diesem Artikel anschließen will,
teilt dem Rat und der Kommission seine Absicht mit; die Kommission legt dem Rat binnen
drei Monaten nach Eingang der Mitteilung eine Stellungnahme dazu vor, der gegebenenfalls
eine Empfehlung für die spezifischen Regelungen beigefügt ist, die sie für notwendig hält,
damit sich der Mitgliedstaat der betreffenden Zusammenarbeit anschließen kann. Innerhalb
von vier Monaten vom Zeitpunkt der Mitteilung an gerechnet entscheidet der Rat über den
Antrag und über die spezifischen Regelungen, die er für notwendig hält. Die Entscheidung gilt
als angenommen, es sei denn, der Rat beschließt mit qualifizierter Mehrheit, sie zurückzustel-
len; in diesem Fall gibt der Rat die Gründe für seinen Beschluß an und setzt eine Frist für
dessen Überprüfung. Für die Zwecke dieses Absatzes beschließt der Rat nach Maßgabe des
Artikels 44.

(4)Ú Die Artikel 29 bis 41 gelten für die verstärkte Zusammenarbeit nach diesem Artikel, es
sei denn, daß in diesem Artikel und in den Artikeln 43 und 44 etwas anderes bestimmt ist.

Die Bestimmungen des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft über die Zu-
ständigkeit des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften und die Ausübung dieser Zu-
ständigkeit finden auf die Absätze 1, 2 und 3 Anwendung.

(5)Ú Dieser Artikel läßt die Bestimmungen des Protokolls zur Einbeziehung des Schengen-
Besitzstands in den Rahmen der Europäischen Union unberührt.

Artikel 41 (ex-Artikel K.13)

(1)Ú Die Artikel 189, 190, 195, 196 bis 199, 203, 204, Artikel 205 Absatz 3 sowie die
Artikel 206 bis 209, 213 bis 219, 255 und 290 des Vertrags zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft finden auf die Bestimmungen über die in diesem Titel genannten Bereiche
Anwendung.

(2)Ú Die Verwaltungsausgaben, die den Organen aus den Bestimmungen über die in diesem
Titel genannten Bereiche entstehen, gehen zu Lasten des Haushalts der Europäischen Gemein-
schaften.

(3)Ú Die operativen Ausgaben im Zusammenhang mit der Durchführung dieser Bestimmun-
gen gehen ebenfalls zu Lasten des Haushalts der Europäischen Gemeinschaften, mit Aus-
nahme von Fällen, in denen der Rat einstimmig etwas anderes beschließt. In Fällen, in denen
die Ausgaben nicht zu Lasten des Haushalts der Europäischen Gemeinschaften gehen, gehen
sie nach dem Bruttosozialprodukt-Schlüssel zu Lasten der Mitgliedstaaten, sofern der Rat
nicht einstimmig etwas anderes beschließt.

(4)Ú Das im Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft vorgesehene Haushalts-
verfahren findet auf die Ausgaben Anwendung, die zu Lasten des Haushalts der Europäischen
Gemeinschaften gehen.

Artikel 42 (ex-Artikel K.14)

Der Rat kann auf Initiative der Kommission oder eines Mitgliedstaats und nach Anhörung des
Europäischen Parlaments einstimmig beschließen, daß Maßnahmen in den in Artikel 29 ge-
nannten Bereichen unter Titel IV des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft
fallen, und gleichzeitig das entsprechende Abstimmungsverfahren festlegen. Er empfiehlt
den Mitgliedstaaten, diesen Beschluß gemäß ihren verfassungsrechtlichen Vorschriften anzu-
nehmen.
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(3)Ú Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Maßnahmen und Verfahren dürfen weder
ein Mittel zur willkürlichen Diskriminierung noch eine verschleierte Beschränkung des freien
Kapital- und Zahlungsverkehrs im Sinne des Artikels 56 darstellen.

Artikel 59 (ex-Artikel 73 f)

Falls Kapitalbewegungen nach oder aus dritten Ländern unter außergewöhnlichen Umständen
das Funktionieren der Wirtschafts- und Währungsunion schwerwiegend stören oder zu stören
drohen, kann der Rat mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission und nach
Anhörung der EZB gegenüber dritten Ländern Schutzmaßnahmen mit einer Geltungsdauer
von höchstens sechs Monaten treffen, wenn diese unbedingt erforderlich sind.

Artikel 60 (ex-Artikel 73 g)

(1)Ú Falls ein Tätigwerden der Gemeinschaft in den in Artikel 301 vorgesehenen Fällen für
erforderlich erachtet wird, kann der Rat nach dem Verfahren des Artikels 301 die notwendi-
gen Sofortmaßnahmen auf dem Gebiet des Kapital- und Zahlungsverkehrs mit den betroffe-
nen dritten Ländern ergreifen.

(2)Ú Solange der Rat keine Maßnahmen nach Absatz 1 ergriffen hat, kann jeder Mitglied-
staat unbeschadet des Artikels 297 bei Vorliegen schwerwiegender politischer Umstände aus
Gründen der Dringlichkeit gegenüber dritten Ländern einseitige Maßnahmen auf dem Gebiet
des Kapital- und Zahlungsverkehrs treffen. Die Kommission und die anderen Mitgliedstaaten
sind über diese Maßnahmen spätestens bei deren Inkrafttreten zu unterrichten.

Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission entscheiden, daß der
betreffende Mitgliedstaat diese Maßnahmen zu ändern oder aufzuheben hat. Der Präsident
des Rates unterrichtet das Europäische Parlament über die betreffenden Entscheidungen des
Rates.

TITEL IV (ex-Titel III a)

VISA, ASYL, EINWANDERUNG UND ANDERE POLITIKEN BETREFFEND
DEN FREIEN PERSONENVERKEHR

Artikel 61 (ex-Artikel 73 i)

Zum schrittweisen Aufbau eines Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts erläßt der
Rat

a) innerhalb eines Zeitraums von fünf Jahren nach Inkrafttreten des Vertrags von Amsterdam
Maßnahmen zur Gewährleistung des freien Personenverkehrs nach Artikel 14 in Verbin-
dung mit unmittelbar damit zusammenhängenden flankierenden Maßnahmen in bezug auf
die Kontrollen an den Außengrenzen, Asyl und Einwanderung nach Artikel 62 Nummern 2
und 3, Artikel 63 Nummer 1 Buchstabe a und Nummer 2 Buchstabe a sowie Maßnahmen
zur Verhütung und Bekämpfung der Kriminalität nach Artikel 31 Buchstabe e des Vertrags
über die Europäische Union;
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b) sonstige Maßnahmen in den Bereichen Asyl, Einwanderung und Schutz der Rechte von
Staatsangehörigen dritter Länder nach Artikel 63;

c) Maßnahmen im Bereich der justitiellen Zusammenarbeit in Zivilsachen nach Artikel 65;

d) geeignete Maßnahmen zur Förderung und Verstärkung der Zusammenarbeit der Verwal-
tungen nach Artikel 66;

e) Maßnahmen im Bereich der polizeilichen und justitiellen Zusammenarbeit in Strafsachen,
die durch die Verhütung und Bekämpfung der Kriminalität in der Union nach dem Vertrag
über die Europäische Union auf ein hohes Maß an Sicherheit abzielen.

Artikel 62 (ex-Artikel 73 j)

Der Rat beschließt nach dem Verfahren des Artikels 67 innerhalb eines Zeitraums von fünf
Jahren nach Inkrafttreten des Vertrags von Amsterdam

1. Maßnahmen, die nach Artikel 14 sicherstellen, daß Personen, seien es Bürger der Union
oder Staatsangehörige dritter Länder, beim Überschreiten der Binnengrenzen nicht kon-
trolliert werden;

2. Maßnahmen bezüglich des Überschreitens der Außengrenzen der Mitgliedstaaten, mit de-
nen folgendes festgelegt wird:

a) Normen und Verfahren, die von den Mitgliedstaaten bei der Durchführung der Perso-
nenkontrollen an diesen Grenzen einzuhalten sind;

b) Vorschriften über Visa für geplante Aufenthalte von höchstens drei Monaten einschließ-
lich

i) der Liste der Drittländer, deren Staatsangehörige beim Überschreiten der Außen-
grenzen im Besitz eines Visums sein müssen, sowie der Drittländer, deren Staatsan-
gehörige von dieser Visumpflicht befreit sind;

ii) der Verfahren und Voraussetzungen für die Visumerteilung durch die Mitgliedstaa-
ten;

iii)Ùder einheitlichen Visumgestaltung;

iv) der Vorschriften für ein einheitliches Visum.

3. Maßnahmen zur Festlegung der Bedingungen, unter denen Staatsangehörige dritter Länder
im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten während eines Aufenthalts von höchstens drei Mona-
ten Reisefreiheit genießen.
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Artikel 63 (ex-Artikel 73 k)

Der Rat beschließt gemäß dem Verfahren des Artikels 67 innerhalb eines Zeitraums von fünf
Jahren nach Inkrafttreten des Vertrags von Amsterdam

1. in Übereinstimmung mit dem Genfer Abkommen vom 28. Juli 1951 und dem Protokoll
vom 31. Januar 1967 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge sowie einschlägigen anderen
Verträgen Asylmaßnahmen in folgenden Bereichen:

a) Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines
Asylantrags zuständig ist, den ein Staatsangehöriger eines dritten Landes in einem Mit-
gliedstaat gestellt hat;

b) Mindestnormen für die Aufnahme von Asylbewerbern in den Mitgliedstaaten;

c) Mindestnormen für die Anerkennung von Staatsangehörigen dritter Länder als Flücht-
linge;

d) Mindestnormen für die Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Zuerkennung oder Aber-
kennung der Flüchtlingseigenschaft;

2. Maßnahmen in bezug auf Flüchtlinge und vertriebene Personen in folgenden Bereichen:

a) Mindestnormen für den vorübergehenden Schutz von vertriebenen Personen aus dritten
Ländern, die nicht in ihr Herkunftsland zurückkehren können, und von Personen, die
anderweitig internationalen Schutz benötigen;

b) Förderung einer ausgewogenen Verteilung der Belastungen, die mit der Aufnahme von
Flüchtlingen und vertriebenen Personen und den Folgen dieser Aufnahme verbunden
sind, auf die Mitgliedstaaten;

3. einwanderungspolitische Maßnahmen in folgenden Bereichen:

a) Einreise- und Aufenthaltsvoraussetzungen sowie Normen für die Verfahren zur Ertei-
lung von Visa für einen langfristigen Aufenthalt und Aufenthaltstiteln, einschließlich sol-
cher zur Familienzusammenführung, durch die Mitgliedstaaten;

b) illegale Einwanderung und illegaler Aufenthalt, einschließlich der Rückführung solcher
Personen, die sich illegal in einem Mitgliedstaat aufhalten;

4. Maßnahmen zur Festlegung der Rechte und der Bedingungen, aufgrund derer sich Staats-
angehörige dritter Länder, die sich rechtmäßig in einem Mitgliedstaat aufhalten, in anderen
Mitgliedstaaten aufhalten dürfen.

Maßnahmen, die vom Rat nach den Nummern 3 und 4 beschlossen worden sind, hindern die
Mitgliedstaaten nicht daran, in den betreffenden Bereichen innerstaatliche Bestimmungen bei-
zubehalten oder einzuführen, die mit diesem Vertrag und mit internationalen Übereinkünften
vereinbar sind.

Der vorgenannte Fünfjahreszeitraum gilt nicht für nach Nummer 2 Buchstabe b, Nummer 3
Buchstabe a und Nummer 4 zu beschließende Maßnahmen.
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Artikel 64 (ex-Artikel 73 l)

(1)Ú Dieser Titel berührt nicht die Wahrnehmung der Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten
für die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und den Schutz der inneren Sicherheit.

(2)Ú Sehen sich ein oder mehrere Mitgliedstaaten einer Notlage aufgrund eines plötzlichen
Zustroms von Staatsangehörigen dritter Länder gegenüber, so kann der Rat unbeschadet des
Absatzes 1 auf Vorschlag der Kommission mit qualifizierter Mehrheit zugunsten der betref-
fenden Mitgliedstaaten vorläufige Maßnahmen mit einer Geltungsdauer von höchstens sechs
Monaten beschließen.

Artikel 65 (ex-Artikel 73 m)

Die Maßnahmen im Bereich der justitiellen Zusammenarbeit in Zivilsachen mit grenzüber-
schreitenden Bezügen, die, soweit sie für das reibungslose Funktionieren des Binnenmarktes
erforderlich sind, nach Artikel 67 zu treffen sind, schließen ein:

a) Verbesserung und Vereinfachung

—Ùdes Systems für die grenzüberschreitende Zustellung gerichtlicher und außergerichtli-
cher Schriftstücke;

—Ùder Zusammenarbeit bei der Erhebung von Beweismitteln;

—Ùder Anerkennung und Vollstreckung gerichtlicher und außergerichtlicher Entscheidun-
gen in Zivil- und Handelssachen;

b) Förderung der Vereinbarkeit der in den Mitgliedstaaten geltenden Kollisionsnormen und
Vorschriften zur Vermeidung von Kompetenzkonflikten;

c) Beseitigung der Hindernisse für eine reibungslose Abwicklung von Zivilverfahren, erforder-
lichenfalls durch Förderung der Vereinbarkeit der in den Mitgliedstaaten geltenden zivil-
rechtlichen Verfahrensvorschriften.

Artikel 66 (ex-Artikel 73 n)

Der Rat beschließt gemäß dem Verfahren des Artikels 67 Maßnahmen, um die Zusammenar-
beit zwischen den entsprechenden Dienststellen der Behörden der Mitgliedstaaten in den Be-
reichen dieses Titels sowie die Zusammenarbeit zwischen diesen Dienststellen und der Kom-
mission zu gewährleisten.

Artikel 67 (ex-Artikel 73 o)

(1)Ú Der Rat handelt während eines Übergangszeitraums von fünf Jahren nach Inkrafttreten
des Vertrags von Amsterdam einstimmig auf Vorschlag der Kommission oder auf Initiative
eines Mitgliedstaats und nach Anhörung des Europäischen Parlaments.
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(2)Ú Nach Ablauf dieser fünf Jahre

—Ùhandelt der Rat auf der Grundlage von Vorschlägen der Kommission; die Kommission
prüft jeden Antrag eines Mitgliedstaats, wonach sie dem Rat einen Vorschlag unterbreiten
soll;

—Ùfaßt der Rat einstimmig nach Anhörung des Europäischen Parlaments einen Beschluß, wo-
nach auf alle Bereiche oder Teile der Bereiche, die unter diesen Titel fallen, das Verfahren
des Artikels 251 anzuwenden ist und die Bestimmungen über die Zuständigkeit des Ge-
richtshofs angepaßt werden.

(3)Ú Abweichend von den Absätzen 1 und 2 werden die in Artikel 62 Nummer 2 Buchstabe b
Ziffern i und iii genannten Maßnahmen vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des Vertrags von
Amsterdam an vom Rat mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission und nach
Anhörung des Europäischen Parlaments beschlossen.

(4)Ú Abweichend von Absatz 2 werden die in Artikel 62 Nummer 2 Buchstabe b Ziffern ii
und iv genannten Maßnahmen nach Ablauf von fünf Jahren nach Inkrafttreten des Vertrags
von Amsterdam vom Rat gemäß dem Verfahren des Artikels 251 beschlossen.

Artikel 68 (ex-Artikel 73 p)

(1)Ú Artikel 234 findet auf diesen Titel unter folgenden Umständen und Bedingungen An-
wendung: Wird eine Frage der Auslegung dieses Titels sowie der Gültigkeit oder Auslegung
von auf diesen Titel gestützten Rechtsakten der Organe der Gemeinschaft in einem schweben-
den Verfahren bei einem einzelstaatlichen Gericht gestellt, dessen Entscheidungen selbst nicht
mehr mit Rechtsmitteln des innerstaatlichen Rechts angefochten werden können, so legt dieses
Gericht dem Gerichtshof die Frage zur Entscheidung vor, wenn es eine Entscheidung darüber
zum Erlaß seines Urteils für erforderlich hält.

(2)Ú In jedem Fall ist der Gerichtshof nicht für Entscheidungen über Maßnahmen oder Be-
schlüsse nach Artikel 62 Nummer 1 zuständig, die die Aufrechterhaltung der öffentlichen
Ordnung und den Schutz der inneren Sicherheit betreffen.

(3)Ú Der Rat, die Kommission oder ein Mitgliedstaat können dem Gerichtshof eine Frage
der Auslegung dieses Titels oder von auf diesen Titel gestützten Rechtsakten der Organe der
Gemeinschaft zur Entscheidung vorlegen. Die Entscheidung, die der Gerichtshof auf dieses
Ersuchen hin fällt, gilt nicht für Urteile von Gerichten der Mitgliedstaaten, die rechtskräftig
geworden sind.

Artikel 69 (ex-Artikel 73 q)

Für die Anwendung dieses Titels gelten unbeschadet des Protokolls über die Anwendung be-
stimmter Aspekte des Artikels 14 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft
auf das Vereinigte Königreich und auf Irland die Bestimmungen des Protokolls über die Posi-
tion des Vereinigten Königreichs und Irlands und des Protokolls über die Position Däne-
marks.
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Die anderen Organe der Gemeinschaft, die Einrichtungen, die Einnahmen oder Ausgaben für
Rechnung der Gemeinschaft verwalten, die natürlichen oder juristischen Personen, die Zah-
lungen aus dem Haushalt erhalten, und die einzelstaatlichen Rechnungsprüfungsorgane oder,
wenn diese nicht über die erforderliche Zuständigkeit verfügen, die zuständigen einzelstaat-
lichen Dienststellen übermitteln dem Rechnungshof auf dessen Antrag die für die Erfüllung
seiner Aufgabe erforderlichen Unterlagen oder Informationen.

Die Rechte des Rechnungshofs auf Zugang zu Informationen der Europäischen Investitions-
bank im Zusammenhang mit deren Tätigkeit bei der Verwaltung von Einnahmen und Ausga-
ben der Gemeinschaft werden in einer Vereinbarung zwischen dem Rechnungshof, der Bank
und der Kommission geregelt. Der Rechnungshof hat auch dann Recht auf Zugang zu den
Informationen, die für die Prüfung der von der Bank verwalteten Einnahmen und Ausgaben
der Gemeinschaft erforderlich sind, wenn eine entsprechende Vereinbarung nicht besteht.

(4)Ú Der Rechnungshof erstattet nach Abschluß eines jeden Haushaltsjahrs einen Jahresbe-
richt. Dieser Bericht wird den anderen Organen der Gemeinschaft vorgelegt und im Amtsblatt
der Europäischen Gemeinschaften zusammen mit den Antworten dieser Organe auf die Bemer-
kungen des Rechnungshofes veröffentlicht.

Der Rechnungshof kann ferner jederzeit seine Bemerkungen zu besonderen Fragen vorlegen,
insbesondere in Form von Sonderberichten, und auf Antrag eines der anderen Organe der
Gemeinschaft Stellungnahmen abgeben.

Er nimmt seine jährlichen Berichte, Sonderberichte oder Stellungnahmen mit der Mehrheit
seiner Mitglieder an.

Er unterstützt das Europäische Parlament und den Rat bei der Kontrolle der Ausführung des
Haushaltsplans.

Kapite l  2

Gemeinsame Vorschriften für mehrere Organe

Artikel 249 (ex-Artikel 189)

Zur Erfüllung ihrer Aufgaben und nach Maßgabe dieses Vertrags erlassen das Europäische
Parlament und der Rat gemeinsam, der Rat und die Kommission Verordnungen, Richtlinien
und Entscheidungen, sprechen Empfehlungen aus oder geben Stellungnahmen ab.

Die Verordnung hat allgemeine Geltung. Sie ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt
unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Die Richtlinie ist für jeden Mitgliedstaat, an den sie gerichtet wird, hinsichtlich des zu errei-
chenden Ziels verbindlich, überläßt jedoch den innerstaatlichen Stellen die Wahl der Form
und der Mittel.

Die Entscheidung ist in allen ihren Teilen für diejenigen verbindlich, die sie bezeichnet.

Die Empfehlungen und Stellungnahmen sind nicht verbindlich.
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Artikel 250 (ex-Artikel 189 a)

(1)Ú Wird der Rat kraft dieses Vertrags auf Vorschlag der Kommission tätig, so kann er
vorbehaltlich des Artikels 251 Absätze 4 und 5 Änderungen dieses Vorschlags nur einstimmig
beschließen.

(2)Ú Solange ein Beschluß des Rates nicht ergangen ist, kann die Kommission ihren Vor-
schlag jederzeit im Verlauf der Verfahren zur Annahme eines Rechtsakts der Gemeinschaft
ändern.

Artikel 251 (ex-Artikel 189 b)

(1)Ú Wird in diesem Vertrag hinsichtlich der Annahme eines Rechtsakts auf diesen Artikel
Bezug genommen, so gilt das nachstehende Verfahren.

(2)Ú Die Kommission unterbreitet dem Europäischen Parlament und dem Rat einen Vor-
schlag.

Nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments verfährt der Rat mit qualifizierter Mehr-
heit wie folgt:

—ÙBilligt er alle in der Stellungnahme des Europäischen Parlaments enthaltenen Abänderun-
gen, so kann er den vorgeschlagenen Rechtsakt in der abgeänderten Fassung erlassen;

—Ùschlägt das Europäische Parlament keine Abänderungen vor, so kann er den vorgeschlage-
nen Rechtsakt erlassen;

—Ùanderenfalls legt er einen gemeinsamen Standpunkt fest und übermittelt ihn dem Europäi-
schen Parlament. Der Rat unterrichtet das Europäische Parlament in allen Einzelheiten
über die Gründe, aus denen er seinen gemeinsamen Standpunkt festgelegt hat. Die Kom-
mission unterrichtet das Europäische Parlament in allen Einzelheiten über ihren Stand-
punkt.

Hat das Europäische Parlament binnen drei Monaten nach der Übermittlung

a) den gemeinsamen Standpunkt gebilligt oder keinen Beschluß gefaßt, so gilt der betreffende
Rechtsakt als entsprechend diesem gemeinsamen Standpunkt erlassen;

b) den gemeinsamen Standpunkt mit der absoluten Mehrheit seiner Mitglieder abgelehnt, so
gilt der vorgeschlagene Rechtsakt als nicht erlassen;

c) mit der absoluten Mehrheit seiner Mitglieder Abänderungen an dem gemeinsamen Stand-
punkt vorgeschlagen, so wird die abgeänderte Fassung dem Rat und der Kommission zuge-
leitet; die Kommission gibt eine Stellungnahme zu diesen Abänderungen ab.

(3)Ú Billigt der Rat mit qualifizierter Mehrheit binnen drei Monaten nach Eingang der Ab-
änderungen des Europäischen Parlaments alle diese Abänderungen, so gilt der betreffende
Rechtsakt als in der so abgeänderten Fassung des gemeinsamen Standpunkts erlassen; über
Abänderungen, zu denen die Kommission eine ablehnende Stellungnahme abgegeben hat, be-
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schließt der Rat jedoch einstimmig. Billigt der Rat nicht alle Abänderungen, so beruft der
Präsident des Rates im Einvernehmen mit dem Präsidenten des Europäischen Parlaments bin-
nen sechs Wochen den Vermittlungsausschuß ein.

(4)Ú Der Vermittlungsausschuß, der aus den Mitgliedern des Rates oder deren Vertretern
und ebenso vielen Vertretern des Europäischen Parlaments besteht, hat die Aufgabe, mit der
qualifizierten Mehrheit der Mitglieder des Rates oder deren Vertretern und der Mehrheit der
Vertreter des Europäischen Parlaments eine Einigung über einen gemeinsamen Entwurf zu
erzielen. Die Kommission nimmt an den Arbeiten des Vermittlungsausschusses teil und ergreift
alle erforderlichen Initiativen, um auf eine Annäherung der Standpunkte des Europäischen
Parlaments und des Rates hinzuwirken. Der Vermittlungsausschuß befaßt sich hierbei mit dem
gemeinsamen Standpunkt auf der Grundlage der vom Europäischen Parlament vorgeschlage-
nen Abänderungen.

(5)Ú Billigt der Vermittlungsausschuß binnen sechs Wochen nach seiner Einberufung einen
gemeinsamen Entwurf, so verfügen das Europäische Parlament und der Rat ab dieser Billi-
gung über eine Frist von sechs Wochen, um den betreffenden Rechtsakt entsprechend dem
gemeinsamen Entwurf zu erlassen, wobei im Europäischen Parlament die absolute Mehrheit
der abgegebenen Stimmen und im Rat die qualifizierte Mehrheit erforderlich ist. Nimmt eines
der beiden Organe den vorgeschlagenen Rechtsakt nicht innerhalb dieser Frist an, so gilt er als
nicht erlassen.

(6)Ú Billigt der Vermittlungsausschuß keinen gemeinsamen Entwurf, so gilt der vorgeschla-
gene Rechtsakt als nicht erlassen.

(7)Ú Die in diesem Artikel genannten Fristen von drei Monaten bzw. sechs Wochen werden
auf Initiative des Europäischen Parlaments oder des Rates um höchstens einen Monat bzw.
zwei Wochen verlängert.

Artikel 252 (ex-Artikel 189 c)

Wird in diesem Vertrag hinsichtlich der Annahme eines Rechtsakts auf diesen Artikel Bezug
genommen, so gilt folgendes Verfahren:

a) Der Rat legt mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission und nach Stellung-
nahme des Europäischen Parlaments einen gemeinsamen Standpunkt fest.

b) Der gemeinsame Standpunkt des Rates wird dem Europäischen Parlament zugeleitet. Der
Rat und die Kommission unterrichten das Europäische Parlament in allen Einzelheiten
über die Gründe, aus denen der Rat seinen gemeinsamen Standpunkt festgelegt hat, sowie
über den Standpunkt der Kommission.

Hat das Europäische Parlament diesen gemeinsamen Standpunkt binnen drei Monaten
nach der Übermittlung gebilligt oder hat es sich innerhalb dieser Frist nicht geäußert, so
erläßt der Rat den betreffenden Rechtsakt endgültig entsprechend dem gemeinsamen
Standpunkt.

c) Das Europäische Parlament kann innerhalb der unter Buchstabe b vorgesehenen Dreimo-
natsfrist mit der absoluten Mehrheit seiner Mitglieder Abänderungen an dem gemeinsamen
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Standpunkt des Rates vorschlagen. Es kann ferner den gemeinsamen Standpunkt des Rates
mit der gleichen Mehrheit ablehnen. Das Ergebnis der Beratungen wird dem Rat und der
Kommission zugeleitet.

Hat das Europäische Parlament den gemeinsamen Standpunkt des Rates abgelehnt, so
kann der Rat in zweiter Lesung nur einstimmig beschließen.

d) Die Kommission überprüft innerhalb einer Frist von einem Monat den Vorschlag, aufgrund
dessen der Rat seinen gemeinsamen Standpunkt festgelegt hat, unter Berücksichtigung der
vom Europäischen Parlament vorgeschlagenen Abänderungen.

Die Kommission übermittelt dem Rat zusammen mit dem von ihr überprüften Vorschlag
die von ihr nicht übernommenen Abänderungen des Europäischen Parlaments und nimmt
dazu Stellung. Der Rat kann diese Abänderungen einstimmig annehmen.

e) Der Rat verabschiedet mit qualifizierter Mehrheit den von der Kommission überprüften
Vorschlag.

Der Rat kann den von der Kommission überprüften Vorschlag nur einstimmig ändern.

f) In den unter den Buchstaben c, d und e genannten Fällen muß der Rat binnen drei Mona-
ten beschließen. Ergeht innerhalb dieser Frist kein Beschluß, so gilt der Vorschlag der
Kommission als nicht angenommen.

g) Die unter den Buchstaben b und f genannten Fristen können im gegenseitigen Einverneh-
men zwischen dem Europäischen Parlament und dem Rat um höchstens einen Monat ver-
längert werden.

Artikel 253 (ex-Artikel 190)

Die Verordnungen, Richtlinien und Entscheidungen, die vom Europäischen Parlament und
vom Rat gemeinsam oder vom Rat oder von der Kommission angenommen werden, sind mit
Gründen zu versehen und nehmen auf die Vorschläge oder Stellungnahmen Bezug, die nach
diesem Vertrag eingeholt werden müssen.

Artikel 254 (ex-Artikel 191)

(1)Ú Die nach dem Verfahren des Artikels 251 angenommenen Verordnungen, Richtlinien
und Entscheidungen werden vom Präsidenten des Europäischen Parlaments und vom Präsi-
denten des Rates unterzeichnet und im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften veröffent-
licht. Sie treten zu dem durch sie festgelegten Zeitpunkt oder andernfalls am zwanzigsten Tag
nach ihrer Veröffentlichung in Kraft.

(2)Ú Die Verordnungen des Rates und der Kommission sowie die an alle Mitgliedstaaten
gerichteten Richtlinien dieser Organe werden im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
veröffentlicht. Sie treten zu dem durch sie festgelegten Zeitpunkt oder andernfalls am zwan-
zigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft.

(3)Ú Die anderen Richtlinien sowie die Entscheidungen werden denjenigen, für die sie be-
stimmt sind, bekanntgegeben und werden durch diese Bekanntgabe wirksam.
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Artikel 255 (ex-Artikel 191 a)

(1)Ú Jeder Unionsbürger sowie jede natürliche oder juristische Person mit Wohnsitz oder
Sitz in einem Mitgliedstaat hat das Recht auf Zugang zu Dokumenten des Europäischen Par-
laments, des Rates und der Kommission vorbehaltlich der Grundsätze und Bedingungen, die
nach den Absätzen 2 und 3 festzulegen sind.

(2)Ú Die allgemeinen Grundsätze und die aufgrund öffentlicher oder privater Interessen gel-
tenden Einschränkungen für die Ausübung dieses Rechts auf Zugang zu Dokumenten werden
vom Rat binnen zwei Jahren nach Inkrafttreten des Vertrags von Amsterdam gemäß dem
Verfahren des Artikels 251 festgelegt.

(3)Ú Jedes der vorgenannten Organe legt in seiner Geschäftsordnung Sonderbestimmungen
hinsichtlich des Zugangs zu seinen Dokumenten fest.

Artikel 256 (ex-Artikel 192)

Die Entscheidungen des Rates oder der Kommission, die eine Zahlung auferlegen, sind voll-
streckbare Titel; dies gilt nicht gegenüber Staaten.

Die Zwangsvollstreckung erfolgt nach den Vorschriften des Zivilprozeßrechts des Staates, in
dessen Hoheitsgebiet sie stattfindet. Die Vollstreckungsklausel wird nach einer Prüfung, die
sich lediglich auf die Echtheit des Titels erstrecken darf, von der staatlichen Behörde erteilt,
welche die Regierung jedes Mitgliedstaats zu diesem Zweck bestimmt und der Kommission
und dem Gerichtshof benennt.

Sind diese Formvorschriften auf Antrag der die Vollstreckung betreibenden Partei erfüllt, so
kann diese die Zwangsvollstreckung nach innerstaatlichem Recht betreiben, indem sie die zu-
ständige Stelle unmittelbar anruft.

Die Zwangsvollstreckung kann nur durch eine Entscheidung des Gerichtshofes ausgesetzt
werden. Für die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Vollstreckungsmaßnahmen sind jedoch
die einzelstaatlichen Rechtsprechungsorgane zuständig.

Kapite l  3

Der Wirtschafts- und Sozialausschuß

Artikel 257 (ex-Artikel 193)

Es wird ein Wirtschafts- und Sozialausschuß mit beratender Aufgabe errichtet.

Der Ausschuß besteht aus Vertretern der verschiedenen Gruppen des wirtschaftlichen und
sozialen Lebens, insbesondere der Erzeuger, der Landwirte, der Verkehrsunternehmer, der
Arbeitnehmer, der Kaufleute und Handwerker, der freien Berufe und der Allgemeinheit.
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VERTRAG VON NIZZA

ZUR ˜NDERUNG DES VERTRAGS
ÜBER DIE EUROP˜ISCHE UNION,

DER VERTR˜GE ZUR GRÜNDUNG
DER EUROP˜ISCHEN GEMEINSCHAFTEN

SOWIE EINIGER DAMIT ZUSAMMENH˜NGENDER
RECHTSAKTE

(2001/C 80/01)

DE10.3.2001 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften C 80/1



Ein Mitglied des Rates kann verlangen, dass der Europäische Rat befasst wird. Nach dieser Befassung
kann der Rat gemäß Unterabsatz 1 beschließen.

(3) Die für die Durchführung der Tätigkeiten im Rahmen einer verstärkten Zusammenarbeit
erforderlichen Rechtsakte und Beschlüsse unterliegen allen einschlägigen Bestimmungen dieses Ver-
trags, soweit in diesem Artikel und in den Artikeln 43 bis 45 des Vertrags über die Europäische
Union nichts anderes bestimmt ist.

Artikel 11 a

Jeder Mitgliedstaat, der sich einer nach Artikel 11 begründeten verstärkten Zusammenarbeit an-
schließen will, teilt dem Rat und der Kommission seine Absicht mit; die Kommission legt dem Rat
binnen drei Monaten nach Eingang der Mitteilung eine Stellungnahme dazu vor. Binnen vier Mo-
naten nach Eingang der Mitteilung beschließt die Kommission über den Antrag und über eventuelle
spezifische Regelungen, die sie für notwendig hält.�

2. In Artikel 13 wird der derzeitige Wortlaut Absatz 1 und wird folgender Absatz 2 angefügt:

Ð(2) Abweichend von Absatz 1 beschließt der Rat gemäß dem Verfahren des Artikels 251, wenn
er gemeinschaftliche Fördermaßnahmen unter Ausschluss jeglicher Harmonisierung der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten zur Unterstützung der Maßnahmen annimmt, die die
Mitgliedstaaten treffen, um zur Verwirklichung der in Absatz 1 genannten Ziele beizutragen.�

3. Artikel 18 erhält folgende Fassung:

ÐArtikel 18

(1) Jeder Unionsbürger hat das Recht, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten vorbehaltlich der
in diesem Vertrag und in den Durchführungsvorschriften vorgesehenen Beschränkungen und Bedin-
gungen frei zu bewegen und aufzuhalten.

(2) Erscheint zur Erreichung dieses Ziels ein Tätigwerden der Gemeinschaft erforderlich und sieht
dieser Vertrag hierfür keine Befugnisse vor, so kann der Rat Vorschriften erlassen, mit denen die
Ausübung der Rechte nach Absatz 1 erleichtert wird. Er beschließt gemäß dem Verfahren des
Artikels 251.

(3) Absatz 2 gilt nicht für Vorschriften betreffend Pässe, Personalausweise, Aufenthaltstitel oder
diesen gleichgestellte Dokumente und auch nicht für Vorschriften betreffend die soziale Sicherheit
oder den sozialen Schutz.�

4. Dem Artikel 67 wird folgender Absatz angefügt:

Ð(5) Abweichend von Absatz 1 beschließt der Rat gemäß dem Verfahren des Artikels 251

� die Maßnahmen nach Artikel 63 Nummer 1 und Nummer 2 Buchstabe a, sofern der Rat zuvor
gemäß Absatz 1 Gemeinschaftsvorschriften erlassen hat, in denen die gemeinsamen Regeln und
wesentlichen Grundsätze für diese Bereiche festgelegt sind;

� die Maßnahmen nach Artikel 65 mit Ausnahme der familienrechtlichen Aspekte.�
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VON DER KONFERENZ ANGENOMMENE ERKL˜RUNGEN

1. Erklärung zur Europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik

Gemäß den vom Europäischen Rat in Nizza gebilligten Texten bezüglich der Europäischen Sicherheits-
und Verteidigungspolitik (Bericht des Vorsitzes mit Anlagen) ist es das Ziel der Union, möglichst bald
einsatzbereit zu sein. Einen entsprechenden Beschluss wird der Europäische Rat so bald wie möglich im
Verlauf des Jahres 2001, spätestens jedoch auf der Tagung des Europäischen Rates in Laeken/Brüssel auf
der Grundlage der bestehenden Bestimmungen des Vertrags über die Europäische Union fassen. Folglich
stellt das Inkrafttreten des Vertrags von Nizza keine Voraussetzung hierfür dar.

2. Erklärung zu Artikel 31 Absatz 2 des Vertrags über die Europäische Union

Die Konferenz erinnert daran, dass

� der Beschluss über die Einrichtung einer Stelle (Eurojust), in der von den einzelnen Mitgliedstaaten
entsandte Staatsanwälte, Richter oder Polizeibeamte mit gleichwertigen Befugnissen mit der Aufgabe
zusammengeschlossen sind, eine sachgerechte Koordinierung der für die Strafverfolgung zuständigen
Behörden der Mitgliedstaaten zu erleichtern und die Ermittlungen im Zusammenhang mit organi-
sierter Kriminalität zu unterstützen, in den Schlussfolgerungen des Vorsitzes des Europäischen Rates
vom 15. und 16. Oktober 1999 (Tampere) vorgesehen ist;

� das Europäische Justizielle Netz mit der vom Rat am 29. Juni 1998 angenommenen Gemeinsamen
Maßnahme 98/428/JI (ABl. L 191 vom 7.7.1998, S. 4) eingerichtet wurde.

3. Erklärung zu Artikel 10 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft

Die Konferenz erinnert daran, dass die Verpflichtung zur loyalen Zusammenarbeit, die sich aus Artikel
10 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft ergibt und den Beziehungen zwischen
den Mitgliedstaaten und den Gemeinschaftsorganen zugrunde liegt, auch für die Beziehungen zwischen
den Gemeinschaftsorganen selbst gilt. Was die Beziehungen zwischen den Organen anbelangt, so können
das Europäische Parlament, der Rat und die Kommission interinstitutionelle Vereinbarungen schließen,
wenn es sich im Rahmen dieser Verpflichtung zur loyalen Zusammenarbeit als notwendig erweist, die
Anwendung der Bestimmungen des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft zu erleich-
tern. Diese Vereinbarungen dürfen die Vertragsbestimmungen weder ändern noch ergänzen und dürfen
nur mit Zustimmung dieser drei Organe geschlossen werden.

4. Erklärung zu Artikel 21 Absatz 3 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft

Die Konferenz fordert die in Artikel 21 Absatz 3 beziehungsweise in Artikel 7 genannten Organe und
Einrichtungen auf, dafür Sorge zu tragen, dass jede schriftliche Eingabe eines Unionsbürgers innerhalb
einer vertretbaren Frist beantwortet wird.

5. Erklärung zu Artikel 67 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft

Die Hohen Vertragsparteien erklären sich damit einverstanden, dass der Rat in dem Beschluss, den er
gemäß Artikel 67 Absatz 2 zweiter Gedankenstrich zu fassen hat,

DE10.3.2001 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften C 80/77



� beschließt, ab 1. Mai 2004 Maßnahmen nach Artikel 62 Nummer 3 und Artikel 63 Nummer 3
Buchstabe b gemäß dem Verfahren des Artikels 251 zu beschließen;

� beschließt, Maßnahmen nach Artikel 62 Nummer 2 Buchstabe a ab dem Zeitpunkt, zu dem eine
Einigung über den Anwendungsbereich der Maßnahmen in Bezug auf das Überschreiten der Au-
ßengrenzen der Mitgliedstaaten durch Personen erzielt worden ist, gemäß dem Verfahren des Artikels
251 zu beschließen.

Der Rat wird im Übrigen bestrebt sein, das Verfahren des Artikels 251 ab dem 1. Mai 2004 oder so bald
wie möglich nach diesem Zeitpunkt auf die übrigen unter Titel IV fallenden Bereiche oder auf einige
dieser Bereiche anwendbar zu machen.

6. Erklärung zu Artikel 100 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft

Die Konferenz weist darauf hin, dass die mit dem Verbot (Ðno bail-out�) nach Artikel 103 zu verein-
barenden Beschlüsse über einen finanziellen Beistand nach Artikel 100 mit der Finanziellen Vorausschau
2000�2006 und insbesondere mit Nummer 11 der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 6. Mai 1999
zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat und der Kommission über die Haushaltsdisziplin und
die Verbesserung des Haushaltsverfahrens sowie mit den entsprechenden Bestimmungen der künftigen
interinstitutionellen Vereinbarungen und finanziellen Vorausschauen im Einklang stehen müssen.

7. Erklärung zu Artikel 111 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft

Die Konferenz kommt überein, dass die Verfahren so beschaffen sein müssen, dass sich alle Mitglied-
staaten des Euro-Währungsgebiets an jeder Phase der Vorbereitung zur Festlegung des Standpunkts der
Gemeinschaft auf internationaler Ebene in Bezug auf Fragen, die von besonderer Bedeutung für die
Wirtschafts- und Währungsunion sind, in vollem Umfang beteiligen können.

8. Erklärung zu Artikel 137 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft

Die Konferenz kommt überein, dass Ausgaben aufgrund des Artikels 137 zulasten der Rubrik 3 der
Finanziellen Vorausschau gehen.

9. Erklärung zu Artikel 175 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft

Die Hohen Vertragsparteien sind entschlossen, dafür zu sorgen, dass die Europäische Union eine füh-
rende Rolle bei der Förderung des Umweltschutzes in der Union sowie � auf internationaler Ebene �
bei der weltweiten Verfolgung desselben Ziels spielt. Bei der Verfolgung dieses Ziels sollen alle Möglich-
keiten des Vertrags in vollem Umfang genutzt werden, einschließlich des Rückgriffs auf marktorientierte,
der Förderung einer nachhaltigen Entwicklung dienende Anreize und Instrumente.

10. Erklärung zu Artikel 181 a des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft

Die Konferenz bekräftigt, dass unbeschadet der anderen Bestimmungen des Vertrags zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaft Zahlungsbilanzhilfen für Drittländer nicht unter Artikel 181 a fallen.
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CHARTA DER GRUNDRECHTE
DER EUROP˜ISCHEN UNION

(2000/C 364/01)

DE18.12.2000 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften C 364/1



PR˜AMBEL

Die Völker Europas sind entschlossen, auf der Grundlage gemeinsamer Werte eine friedliche Zukunft zu
teilen, indem sie sich zu einer immer engeren Union verbinden.

In dem Bewusstsein ihres geistig-religiösen und sittlichen Erbes gründet sich die Union auf die unteil-
baren und universellen Werte der Würde des Menschen, der Freiheit, der Gleichheit und der Solidarität.
Sie beruht auf den Grundsätzen der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit. Sie stellt die Person in den
Mittelpunkt ihres Handelns, indem sie die Unionsbürgerschaft und einen Raum der Freiheit, der Sicher-
heit und des Rechts begründet.

Die Union trägt zur Erhaltung und zur Entwicklung dieser gemeinsamen Werte unter Achtung der
Vielfalt der Kulturen und Traditionen der Völker Europas sowie der nationalen Identität der Mitglied-
staaten und der Organisation ihrer staatlichen Gewalt auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene bei.
Sie ist bestrebt, eine ausgewogene und nachhaltige Entwicklung zu fördern und stellt den freien Per-
sonen-, Waren-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr sowie die Niederlassungsfreiheit sicher.

Zu diesem Zweck ist es notwendig, angesichts der Weiterentwicklung der Gesellschaft, des sozialen
Fortschritts und der wissenschaftlichen und technologischen Entwicklungen den Schutz der Grundrechte
zu stärken, indem sie in einer Charta sichtbarer gemacht werden.

Diese Charta bekräftigt unter Achtung der Zuständigkeiten und Aufgaben der Gemeinschaft und der
Union und des Subsidiaritätsprinzips die Rechte, die sich vor allem aus den gemeinsamen Verfassungs-
traditionen und den gemeinsamen internationalen Verpflichtungen der Mitgliedstaaten, aus dem Vertrag
über die Europäische Union und den Gemeinschaftsverträgen, aus der Europäischen Konvention zum
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, aus den von der Gemeinschaft und dem Europarat
beschlossenen Sozialchartas sowie aus der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Gemein-
schaften und des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte ergeben.

Die Ausübung dieser Rechte ist mit Verantwortlichkeiten und Pflichten sowohl gegenüber den Mitmen-
schen als auch gegenüber der menschlichen Gemeinschaft und den künftigen Generationen verbunden.

Daher erkennt die Union die nachstehend aufgeführten Rechte, Freiheiten und Grundsätze an.
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KAPITEL I

WÜRDE DES MENSCHEN

Artikel 1

Würde des Menschen

Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie ist zu achten und zu schützen.

Artikel 2

Recht auf Leben

(1) Jede Person hat das Recht auf Leben.

(2) Niemand darf zur Todesstrafe verurteilt oder hingerichtet werden.

Artikel 3

Recht auf Unversehrtheit

(1) Jede Person hat das Recht auf körperliche und geistige Unversehrtheit.

(2) Im Rahmen der Medizin und der Biologie muss insbesondere Folgendes beachtet werden:

� die freie Einwilligung der betroffenen Person nach vorheriger Aufklärung entsprechend den gesetz-
lich festgelegten Modalitäten,

� das Verbot eugenischer Praktiken, insbesondere derjenigen, welche die Selektion von Personen zum
Ziel haben,

� das Verbot, den menschlichen Körper und Teile davon als solche zur Erzielung von Gewinnen zu
nutzen,

� das Verbot des reproduktiven Klonens von Menschen.

Artikel 4

Verbot der Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung

Niemand darf der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen
werden.

Artikel 5

Verbot der Sklaverei und der Zwangsarbeit

(1) Niemand darf in Sklaverei oder Leibeigenschaft gehalten werden.

(2) Niemand darf gezwungen werden, Zwangs- oder Pflichtarbeit zu verrichten.

(3) Menschenhandel ist verboten.
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KAPITEL II

FREIHEITEN

Artikel 6

Recht auf Freiheit und Sicherheit

Jede Person hat das Recht auf Freiheit und Sicherheit.

Artikel 7

Achtung des Privat- und Familienlebens

Jede Person hat das Recht auf Achtung ihres Privat- und Familienlebens, ihrer Wohnung sowie ihrer
Kommunikation.

Artikel 8

Schutz personenbezogener Daten

(1) Jede Person hat das Recht auf Schutz der sie betreffenden personenbezogenen Daten.

(2) Diese Daten dürfen nur nach Treu und Glauben für festgelegte Zwecke und mit Einwilligung der
betroffenen Person oder auf einer sonstigen gesetzlich geregelten legitimen Grundlage verarbeitet wer-
den. Jede Person hat das Recht, Auskunft über die sie betreffenden erhobenen Daten zu erhalten und die
Berichtigung der Daten zu erwirken.

(3) Die Einhaltung dieser Vorschriften wird von einer unabhängigen Stelle überwacht.

Artikel 9

Recht, eine Ehe einzugehen und eine Familie zu gründen

Das Recht, eine Ehe einzugehen, und das Recht, eine Familie zu gründen, werden nach den einzel-
staatlichen Gesetzen gewährleistet, welche die Ausübung dieser Rechte regeln.

Artikel 10

Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit

(1) Jede Person hat das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit. Dieses Recht umfasst
die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung zu wechseln, und die Freiheit, seine Religion oder
Weltanschauung einzeln oder gemeinsam mit anderen öffentlich oder privat durch Gottesdienst, Unter-
richt, Bräuche und Riten zu bekennen.

(2) Das Recht auf Wehrdienstverweigerung aus Gewissensgründen wird nach den einzelstaatlichen
Gesetzen anerkannt, welche die Ausübung dieses Rechts regeln.
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Artikel 11

Freiheit der Meinungsäußerung und Informationsfreiheit

(1) Jede Person hat das Recht auf freie Meinungsäußerung. Dieses Recht schließt die Meinungsfreiheit
und die Freiheit ein, Informationen und Ideen ohne behördliche Eingriffe und ohne Rücksicht auf
Staatsgrenzen zu empfangen und weiterzugeben.

(2) Die Freiheit der Medien und ihre Pluralität werden geachtet.

Artikel 12

Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit

(1) Jede Person hat das Recht, sich insbesondere im politischen, gewerkschaftlichen und zivilgesell-
schaftlichen Bereich auf allen Ebenen frei und friedlich mit anderen zu versammeln und frei mit anderen
zusammenzuschließen, was das Recht jeder Person umfasst, zum Schutz ihrer Interessen Gewerkschaften
zu gründen und Gewerkschaften beizutreten.

(2) Politische Parteien auf der Ebene der Union tragen dazu bei, den politischen Willen der Unions-
bürgerinnen und Unionsbürger zum Ausdruck zu bringen.

Artikel 13

Freiheit von Kunst und Wissenschaft

Kunst und Forschung sind frei. Die akademische Freiheit wird geachtet.

Artikel 14

Recht auf Bildung

(1) Jede Person hat das Recht auf Bildung sowie auf Zugang zur beruflichen Ausbildung und Wei-
terbildung.

(2) Dieses Recht umfasst die Möglichkeit, unentgeltlich am Pflichtschulunterricht teilzunehmen.

(3) Die Freiheit zur Gründung von Lehranstalten unter Achtung der demokratischen Grundsätze
sowie das Recht der Eltern, die Erziehung und den Unterricht ihrer Kinder entsprechend ihren eigenen
religiösen, weltanschaulichen und erzieherischen Überzeugungen sicherzustellen, werden nach den ein-
zelstaatlichen Gesetzen geachtet, welche ihre Ausübung regeln.

Artikel 15

Berufsfreiheit und Recht zu arbeiten

(1) Jede Person hat das Recht, zu arbeiten und einen frei gewählten oder angenommenen Beruf
auszuüben.

(2) Alle Unionsbürgerinnen und Unionsbürger haben die Freiheit, in jedem Mitgliedstaat Arbeit zu
suchen, zu arbeiten, sich niederzulassen oder Dienstleistungen zu erbringen.
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(3) Die Staatsangehörigen dritter Länder, die im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten arbeiten dürfen,
haben Anspruch auf Arbeitsbedingungen, die denen der Unionsbürgerinnen und Unionsbürger entspre-
chen.

Artikel 16

Unternehmerische Freiheit

Die unternehmerische Freiheit wird nach dem Gemeinschaftsrecht und den einzelstaatlichen Rechtsvor-
schriften und Gepflogenheiten anerkannt.

Artikel 17

Eigentumsrecht

(1) Jede Person hat das Recht, ihr rechtmäßig erworbenes Eigentum zu besitzen, zu nutzen, darüber
zu verfügen und es zu vererben. Niemandem darf sein Eigentum entzogen werden, es sei denn aus
Gründen des öffentlichen Interesses in den Fällen und unter den Bedingungen, die in einem Gesetz
vorgesehen sind, sowie gegen eine rechtzeitige angemessene Entschädigung für den Verlust des Eigen-
tums. Die Nutzung des Eigentums kann gesetzlich geregelt werden, soweit dies für das Wohl der
Allgemeinheit erforderlich ist.

(2) Geistiges Eigentum wird geschützt.

Artikel 18

Asylrecht

Das Recht auf Asyl wird nach Maßgabe des Genfer Abkommens vom 28. Juli 1951 und des Protokolls
vom 31. Januar 1967 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge sowie gemäß dem Vertrag zur Gründung
der Europäischen Gemeinschaft gewährleistet.

Artikel 19

Schutz bei Abschiebung, Ausweisung und Auslieferung

(1) Kollektivausweisungen sind nicht zulässig.

(2) Niemand darf in einen Staat abgeschoben oder ausgewiesen oder an einen Staat ausgeliefert
werden, in dem für sie oder ihn das ernsthafte Risiko der Todesstrafe, der Folter oder einer anderen
unmenschlichen oder erniedrigenden Strafe oder Behandlung besteht.
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KAPITEL III

GLEICHHEIT

Artikel 20

Gleichheit vor dem Gesetz

Alle Personen sind vor dem Gesetz gleich.

Artikel 21

Nichtdiskriminierung

(1) Diskriminierungen, insbesondere wegen des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der ethnischen
oder sozialen Herkunft, der genetischen Merkmale, der Sprache, der Religion oder der Weltanschauung,
der politischen oder sonstigen Anschauung, der Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, des
Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung, sind verboten.

(2) Im Anwendungsbereich des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft und des
Vertrags über die Europäische Union ist unbeschadet der besonderen Bestimmungen dieser Verträge
jede Diskriminierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit verboten.

Artikel 22

Vielfalt der Kulturen, Religionen und Sprachen

Die Union achtet die Vielfalt der Kulturen, Religionen und Sprachen.

Artikel 23

Gleichheit von Männern und Frauen

Die Gleichheit von Männern und Frauen ist in allen Bereichen, einschließlich der Beschäftigung, der
Arbeit und des Arbeitsentgelts, sicherzustellen.

Der Grundsatz der Gleichheit steht der Beibehaltung oder der Einführung spezifischer Vergünstigungen
für das unterrepräsentierte Geschlecht nicht entgegen.

Artikel 24

Rechte des Kindes

(1) Kinder haben Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge, die für ihr Wohlergehen notwendig
sind. Sie können ihre Meinung frei äußern. Ihre Meinung wird in den Angelegenheiten, die sie betreffen,
in einer ihrem Alter und ihrem Reifegrad entsprechenden Weise berücksichtigt.

(2) Bei allen Kinder betreffenden Maßnahmen öffentlicher oder privater Einrichtungen muss das Wohl
des Kindes eine vorrangige Erwägung sein.
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(3) Jedes Kind hat Anspruch auf regelmäßige persönliche Beziehungen und direkte Kontakte zu
beiden Elternteilen, es sei denn, dies steht seinem Wohl entgegen.

Artikel 25

Rechte älterer Menschen

Die Union anerkennt und achtet das Recht älterer Menschen auf ein würdiges und unabhängiges Leben
und auf Teilnahme am sozialen und kulturellen Leben.

Artikel 26

Integration von Menschen mit Behinderung

Die Union anerkennt und achtet den Anspruch von Menschen mit Behinderung auf Maßnahmen zur
Gewährleistung ihrer Eigenständigkeit, ihrer sozialen und beruflichen Eingliederung und ihrer Teilnahme
am Leben der Gemeinschaft.
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KAPITEL IV

SOLIDARIT˜T

Artikel 27

Recht auf Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Unter-
nehmen

Für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer oder ihre Vertreter muss auf den geeigneten Ebenen eine
rechtzeitige Unterrichtung und Anhörung in den Fällen und unter den Voraussetzungen gewährleistet
sein, die nach dem Gemeinschaftsrecht und den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenhei-
ten vorgesehen sind.

Artikel 28

Recht auf Kollektivverhandlungen und Kollektivmaßnahmen

Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie die Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber oder ihre je-
weiligen Organisationen haben nach dem Gemeinschaftsrecht und den einzelstaatlichen Rechtsvorschrif-
ten und Gepflogenheiten das Recht, Tarifverträge auf den geeigneten Ebenen auszuhandeln und zu
schließen sowie bei Interessenkonflikten kollektive Maßnahmen zur Verteidigung ihrer Interessen, ein-
schließlich Streiks, zu ergreifen.

Artikel 29

Recht auf Zugang zu einem Arbeitsvermittlungsdienst

Jede Person hat das Recht auf Zugang zu einem unentgeltlichen Arbeitsvermittlungsdienst.

Artikel 30

Schutz bei ungerechtfertigter Entlassung

Jede Arbeitnehmerin und jeder Arbeitnehmer hat nach dem Gemeinschaftsrecht und den einzelstaatli-
chen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten Anspruch auf Schutz vor ungerechtfertigter Entlassung.

Artikel 31

Gerechte und angemessene Arbeitsbedingungen

(1) Jede Arbeitnehmerin und jeder Arbeitnehmer hat das Recht auf gesunde, sichere und würdige
Arbeitsbedingungen.
(2) Jede Arbeitnehmerin und jeder Arbeitnehmer hat das Recht auf eine Begrenzung der Höchst-
arbeitszeit, auf tägliche und wöchentliche Ruhezeiten sowie auf bezahlten Jahresurlaub.
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Artikel 32

Verbot der Kinderarbeit und Schutz der Jugendlichen am Arbeitsplatz

Kinderarbeit ist verboten. Unbeschadet günstigerer Vorschriften für Jugendliche und abgesehen von
begrenzten Ausnahmen darf das Mindestalter für den Eintritt in das Arbeitsleben das Alter, in dem
die Schulpflicht endet, nicht unterschreiten.

Zur Arbeit zugelassene Jugendliche müssen ihrem Alter angepasste Arbeitsbedingungen erhalten und vor
wirtschaftlicher Ausbeutung und vor jeder Arbeit geschützt werden, die ihre Sicherheit, ihre Gesundheit,
ihre körperliche, geistige, sittliche oder soziale Entwicklung beeinträchtigen oder ihre Erziehung gefähr-
den könnte.

Artikel 33

Familien- und Berufsleben

(1) Der rechtliche, wirtschaftliche und soziale Schutz der Familie wird gewährleistet.

(2) Um Familien- und Berufsleben miteinander in Einklang bringen zu können, hat jede Person das
Recht auf Schutz vor Entlassung aus einem mit der Mutterschaft zusammenhängenden Grund sowie den
Anspruch auf einen bezahlten Mutterschaftsurlaub und auf einen Elternurlaub nach der Geburt oder
Adoption eines Kindes.

Artikel 34

Soziale Sicherheit und soziale Unterstützung

(1) Die Union anerkennt und achtet das Recht auf Zugang zu den Leistungen der sozialen Sicherheit
und zu den sozialen Diensten, die in Fällen wie Mutterschaft, Krankheit, Arbeitsunfall, Pflegebedürftigkeit
oder im Alter sowie bei Verlust des Arbeitsplatzes Schutz gewährleisten, nach Maßgabe des Gemein-
schaftsrechts und der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten.

(2) Jede Person, die in der Union ihren rechtmäßigen Wohnsitz hat und ihren Aufenthalt rechtmäßig
wechselt, hat Anspruch auf die Leistungen der sozialen Sicherheit und die sozialen Vergünstigungen
nach dem Gemeinschaftsrecht und den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten.

(3) Um die soziale Ausgrenzung und die Armut zu bekämpfen, anerkennt und achtet die Union das
Recht auf eine soziale Unterstützung und eine Unterstützung für die Wohnung, die allen, die nicht über
ausreichende Mittel verfügen, ein menschenwürdiges Dasein sicherstellen sollen, nach Maßgabe des
Gemeinschaftsrechts und der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten.

Artikel 35

Gesundheitsschutz

Jede Person hat das Recht auf Zugang zur Gesundheitsvorsorge und auf ärztliche Versorgung nach
Maßgabe der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten. Bei der Festlegung und Durch-
führung aller Politiken und Maßnahmen der Union wird ein hohes Gesundheitsschutzniveau sicher-
gestellt.
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Artikel 36

Zugang zu Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse

Die Union anerkennt und achtet den Zugang zu Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen
Interesse, wie er durch die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten im Einklang mit
dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft geregelt ist, um den sozialen und territo-
rialen Zusammenhalt der Union zu fördern.

Artikel 37

Umweltschutz

Ein hohes Umweltschutzniveau und die Verbesserung der Umweltqualität müssen in die Politiken der
Union einbezogen und nach dem Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung sichergestellt werden.

Artikel 38

Verbraucherschutz

Die Politiken der Union stellen ein hohes Verbraucherschutzniveau sicher.
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KAPITEL V

BÜRGERRECHTE

Artikel 39

Aktives und passives Wahlrecht bei den Wahlen zum Europäischen Parlament

(1) Die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger besitzen in dem Mitgliedstaat, in dem sie ihren Wohn-
sitz haben, das aktive und passive Wahlrecht bei den Wahlen zum Europäischen Parlament, wobei für sie
dieselben Bedingungen gelten wie für die Angehörigen des betreffenden Mitgliedstaats.

(2) Die Mitglieder des Europäischen Parlaments werden in allgemeiner, unmittelbarer, freier und
geheimer Wahl gewählt.

Artikel 40

Aktives und passives Wahlrecht bei den Kommunalwahlen

Die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger besitzen in dem Mitgliedstaat, in dem sie ihren Wohnsitz
haben, das aktive und passive Wahlrecht bei Kommunalwahlen, wobei für sie dieselben Bedingungen
gelten wie für die Angehörigen des betreffenden Mitgliedstaats.

Artikel 41

Recht auf eine gute Verwaltung

(1) Jede Person hat ein Recht darauf, dass ihre Angelegenheiten von den Organen und Einrichtungen
der Union unparteiisch, gerecht und innerhalb einer angemessenen Frist behandelt werden.

(2) Dieses Recht umfasst insbesondere

� das Recht einer jeden Person, gehört zu werden, bevor ihr gegenüber eine für sie nachteilige
individuelle Maßnahme getroffen wird;

� das Recht einer jeden Person auf Zugang zu den sie betreffenden Akten unter Wahrung des legitimen
Interesses der Vertraulichkeit sowie des Berufs- und Geschäftsgeheimnisses;

� die Verpflichtung der Verwaltung, ihre Entscheidungen zu begründen.

(3) Jede Person hat Anspruch darauf, dass die Gemeinschaft den durch ihre Organe oder Bediensteten
in Ausübung ihrer Amtstätigkeit verursachten Schaden nach den allgemeinen Rechtsgrundsätzen ersetzt,
die den Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten gemeinsam sind.

(4) Jede Person kann sich in einer der Sprachen der Verträge an die Organe der Union wenden und
muss eine Antwort in derselben Sprache erhalten.
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Artikel 42

Recht auf Zugang zu Dokumenten

Die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger sowie jede natürliche oder juristische Person mit Wohnsitz
oder satzungsmäßigem Sitz in einem Mitgliedstaat haben das Recht auf Zugang zu den Dokumenten des
Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission.

Artikel 43

Der Bürgerbeauftragte

Die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger sowie jede natürliche oder juristische Person mit Wohnsitz
oder satzungsmäßigem Sitz in einem Mitgliedstaat haben das Recht, den Bürgerbeauftragten der Union
im Fall von Missständen bei der Tätigkeit der Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft, mit Aus-
nahme des Gerichtshofs und des Gerichts erster Instanz in Ausübung ihrer Rechtsprechungsbefugnisse,
zu befassen.

Artikel 44

Petitionsrecht

Die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger sowie jede natürliche oder juristische Person mit Wohnsitz
oder satzungsmäßigem Sitz in einem Mitgliedstaat haben das Recht, eine Petition an das Europäische
Parlament zu richten.

Artikel 45

Freizügigkeit und Aufenthaltsfreiheit

(1) Die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger haben das Recht, sich im Hoheitsgebiet der Mitglied-
staaten frei zu bewegen und aufzuhalten.

(2) Staatsangehörigen dritter Länder, die sich rechtmäßig im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats auf-
halten, kann gemäß dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft Freizügigkeit und
Aufenthaltsfreiheit gewährt werden.

Artikel 46

Diplomatischer und konsularischer Schutz

Die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger genießen im Hoheitsgebiet eines Drittlandes, in dem der
Mitgliedstaat, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzen, nicht vertreten ist, den Schutz der diplomatischen
und konsularischen Stellen eines jeden Mitgliedstaats unter denselben Bedingungen wie Staatsangehörige
dieses Staates.
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KAPITEL VI

JUSTIZIELLE RECHTE

Artikel 47

Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf und ein unparteiisches Gericht

Jede Person, deren durch das Recht der Union garantierte Rechte oder Freiheiten verletzt worden sind,
hat das Recht, nach Maßgabe der in diesem Artikel vorgesehenen Bedingungen bei einem Gericht einen
wirksamen Rechtsbehelf einzulegen.

Jede Person hat ein Recht darauf, dass ihre Sache von einem unabhängigen, unparteiischen und zuvor
durch Gesetz errichteten Gericht in einem fairen Verfahren, öffentlich und innerhalb angemessener Frist
verhandelt wird. Jede Person kann sich beraten, verteidigen und vertreten lassen.

Personen, die nicht über ausreichende Mittel verfügen, wird Prozesskostenhilfe bewilligt, soweit diese
Hilfe erforderlich ist, um den Zugang zu den Gerichten wirksam zu gewährleisten.

Artikel 48

Unschuldsvermutung und Verteidigungsrechte

(1) Jede angeklagte Person gilt bis zum rechtsförmlich erbrachten Beweis ihrer Schuld als unschuldig.

(2) Jeder angeklagten Person wird die Achtung der Verteidigungsrechte gewährleistet.

Artikel 49

Grundsätze der Gesetzmäßigkeit und der Verhältnismäßigkeit im Zusammenhang mit Straftaten
und Strafen

(1) Niemand darf wegen einer Handlung oder Unterlassung verurteilt werden, die zur Zeit ihrer
Begehung nach innerstaatlichem oder internationalem Recht nicht strafbar war. Es darf auch keine
schwerere Strafe als die zur Zeit der Begehung angedrohte Strafe verhängt werden. Wird nach Begehung
einer Straftat durch Gesetz eine mildere Strafe eingeführt, so ist diese zu verhängen.

(2) Dieser Artikel schließt nicht aus, dass eine Person wegen einer Handlung oder Unterlassung
verurteilt oder bestraft wird, die zur Zeit ihrer Begehung nach den allgemeinen, von der Gesamtheit
der Nationen anerkannten Grundsätzen strafbar war.

(3) Das Strafmaß darf gegenüber der Straftat nicht unverhältnismäßig sein.

Artikel 50

Recht, wegen derselben Straftat nicht zweimal strafrechtlich verfolgt oder bestraft zu werden

Niemand darf wegen einer Straftat, derentwegen er bereits in der Union nach dem Gesetz rechtskräftig
verurteilt oder freigesprochen worden ist, in einem Strafverfahren erneut verfolgt oder bestraft werden.
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KAPITEL VII

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 51

Anwendungsbereich

(1) Diese Charta gilt für die Organe und Einrichtungen der Union unter Einhaltung des Subsidiaritäts-
prinzips und für die Mitgliedstaaten ausschließlich bei der Durchführung des Rechts der Union. Dem-
entsprechend achten sie die Rechte, halten sie sich an die Grundsätze und fördern sie deren Anwendung
gemäß ihren jeweiligen Zuständigkeiten.

(2) Diese Charta begründet weder neue Zuständigkeiten noch neue Aufgaben für die Gemeinschaft
und für die Union, noch ändert sie die in den Verträgen festgelegten Zuständigkeiten und Aufgaben.

Artikel 52

Tragweite der garantierten Rechte

(1) Jede Einschränkung der Ausübung der in dieser Charta anerkannten Rechte und Freiheiten muss
gesetzlich vorgesehen sein und den Wesensgehalt dieser Rechte und Freiheiten achten. Unter Wahrung
des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit dürfen Einschränkungen nur vorgenommen werden, wenn sie
notwendig sind und den von der Union anerkannten dem Gemeinwohl dienenden Zielsetzungen oder
den Erfordernissen des Schutzes der Rechte und Freiheiten anderer tatsächlich entsprechen.

(2) Die Ausübung der durch diese Charta anerkannten Rechte, die in den Gemeinschaftsverträgen
oder im Vertrag über die Europäische Union begründet sind, erfolgt im Rahmen der darin festgelegten
Bedingungen und Grenzen.

(3) So weit diese Charta Rechte enthält, die den durch die Europäische Konvention zum Schutze der
Menschenrechte und Grundfreiheiten garantierten Rechten entsprechen, haben sie die gleiche Bedeutung
und Tragweite, wie sie ihnen in der genannten Konvention verliehen wird. Diese Bestimmung steht dem
nicht entgegen, dass das Recht der Union einen weiter gehenden Schutz gewährt.

Artikel 53

Schutzniveau

Keine Bestimmung dieser Charta ist als eine Einschränkung oder Verletzung der Menschenrechte und
Grundfreiheiten auszulegen, die in dem jeweiligen Anwendungsbereich durch das Recht der Union und
das Völkerrecht sowie durch die internationalen Übereinkommen, bei denen die Union, die Gemein-
schaft oder alle Mitgliedstaaten Vertragsparteien sind, darunter insbesondere die Europäische Konvention
zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, sowie durch die Verfassungen der Mitgliedstaaten
anerkannt werden.
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Artikel 54

Verbot des Missbrauchs der Rechte

Keine Bestimmung dieser Charta ist so auszulegen, als begründe sie das Recht, eine Tätigkeit auszuüben
oder eine Handlung vorzunehmen, die darauf abzielt, die in der Charta anerkannten Rechte und Frei-
heiten abzuschaffen oder sie stärker einzuschränken, als dies in der Charta vorgesehen ist.
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Artikel 24: Die qualifizierte Mehrheit

(1) Beschließt der Europäische Rat bzw. der Ministerrat mit qualifizierter Mehrheit, so

muss diese der Mehrheit der Mitgliedstaaten entsprechen und mindestens drei Fünftel der

Bevölkerung der Union repräsentieren.

(2) Wenn der Europäische Rat oder der Ministerrat gemäß der Verfassung nicht auf der

Grundlage eines Vorschlags der Kommission beschließen muss oder wenn der Europäische Rat

oder der Ministerrat nicht auf Initiative des Außenministers der Union beschließt, so entspricht die

erforderliche qualifizierte Mehrheit zwei Dritteln der Mitgliedstaaten, die mindestens drei Fünftel

der Bevölkerung der Union repräsentieren.

(3) Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 treten am 1. November 2009 nach den Wahlen

zum Europäischen Parlament nach Artikel 19 in Kraft.

(4) In Fällen, in denen gemäß Teil III Europäische Gesetze und Rahmengesetze vom

Ministerrat nach einem besonderen Rechtsetzungsverfahren angenommen werden müssen, kann der

Europäische Rat nach einem Prüfungszeitraum von mindestens sechs Monaten von sich aus ein-

stimmig einen Europäischen Beschluss erlassen, wonach diese Europäischen Gesetze oder

Rahmengesetze nach dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren erlassen werden können. Der

Europäische Rat beschließt nach Anhörung des Europäischen Parlaments und Unterrichtung der

nationalen Parlamente.
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In Fällen, in denen der Ministerrat gemäß Teil III in einem bestimmten Bereich einstimmig

beschließen muss, kann der Europäische Rat von sich aus einstimmig einen Europäischen Beschluss

erlassen, wonach der Ministerrat in diesem Bereich mit qualifizierter Mehrheit beschließen kann.

Jede vom Europäischen Rat auf der Grundlage dieser Bestimmung ergriffene Initiative wird den

nationalen Parlamenten mindestens vier Monate vor der Beschlussfassung übermittelt.

(5) Der Präsident des Europäischen Rates und der Präsident der Kommission nehmen an

den Abstimmungen im Europäischen Rat nicht teil.

Artikel 25: Die Europäische Kommission

(1) Die Europäische Kommission fördert die allgemeinen europäischen Interessen und

ergreift entsprechende Initiativen zu diesem Zweck. Sie trägt für die Anwendung der

Bestimmungen der Verfassung sowie der von den Organen kraft der Verfassung erlassenen Vor-

schriften Sorge. Sie überwacht die Anwendung des Unionsrechts unter der Kontrolle des Gerichts-

hofs. Sie führt den Haushaltsplan aus und verwaltet die Programme. Sie übt nach Maßgabe der Ver-

fassung Koordinierungs-, Exekutiv- und Verwaltungsfunktionen aus. Mit Ausnahme der Gemein-

samen Außen- und Sicherheitspolitik und der übrigen in der Verfassung vorgesehenen Fälle über-

nimmt sie die Vertretung der Union nach außen. Sie initiiert die jährliche und die mehrjährige

Programmplanung der Union mit dem Ziel, interinstitutionelle Vereinbarungen zu erreichen.

(2) Soweit in der Verfassung nichts anderes festgelegt ist, kann ein Gesetzgebungsakt der

Union nur auf Vorschlag der Kommission erlassen werden. Andere Rechtsakte werden auf der

Grundlage eines Kommissionsvorschlags erlassen, wenn dies in der Verfassung vorgesehen ist.
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(5) Die Zusammensetzung dieser Ausschüsse, die Ernennung ihrer Mitglieder, ihre Befug-

nisse und ihre Arbeitsweise werden durch die Artikel III-292 bis III-298 geregelt. Die Bestimmun-

gen über ihre Zusammensetzung werden in regelmäßigen Abständen vom Ministerrat auf Vorschlag

der Kommission überprüft, um der wirtschaftlichen, sozialen und demografischen Entwicklung in

der Union Rechnung zu tragen.

TITEL V:            AUSÜBUNG DER ZUSTÄNDIGKEITEN DER UNION

Kapitel I - Gemeinsame Bestimmungen

Artikel 32: Die Rechtsakte der Union

(1) Die Union übt die ihr in der Verfassung übertragenen Zuständigkeiten gemäß den

Bestimmungen in Teil III mittels folgender Rechtsakte aus: Europäisches Gesetz, Europäisches

Rahmengesetz, Europäische Verordnung, Europäischer Beschluss, Empfehlung und Stellungnahme.

Das Europäische Gesetz ist ein Gesetzgebungsakt mit allgemeiner Geltung. Es ist in allen seinen

Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Das Europäische Rahmengesetz ist ein Gesetzgebungsakt, der für jeden Mitgliedstaat, an den es

gerichtet ist, hinsichtlich des zu erreichenden Ziels verbindlich ist, jedoch den innerstaatlichen

Stellen die Wahl der Form und der Mittel überlässt.

Die Europäische Verordnung ist ein Rechtsakt mit allgemeiner Geltung ohne Gesetzescharakter; sie

dient der Durchführung der Gesetzgebungsakte und bestimmter Einzelvorschriften der Verfassung.

Sie kann entweder in allen ihren Teilen verbindlich sein und unmittelbar in jedem Mitgliedstaat

gelten oder für jeden Mitgliedstaat, an den sie gerichtet ist, hinsichtlich des zu erreichenden Ziels

verbindlich sein, jedoch den innerstaatlichen Stellen die Wahl der Form und der Mittel überlassen.
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Der Europäische Beschluss ist ein Rechtsakt ohne Gesetzescharakter, der in allen seinen Teilen ver-

bindlich ist. Ist er an bestimmte Adressaten gerichtet, so ist er nur für diese verbindlich.

Empfehlungen und Stellungnahmen der Organe sind rechtlich nicht bindend.

(2) Werden das Europäische Parlament und der Ministerrat mit einem Vorschlag für einen

Gesetzgebungsakt befasst, so erlassen sie in dem betreffenden Bereich keine in diesem Artikel nicht

vorgesehenen Rechtsakte.

Artikel 33: Gesetzgebungsakte

(1) Europäische Gesetze und Rahmengesetze werden nach den in Artikel III-302 festge-

legten Einzelheiten des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens auf Vorschlag der Kommission vom

Europäischen Parlament und vom Ministerrat gemeinsam erlassen. Gelangen die beiden Organe

nicht zu einer Einigung, so kommt der betreffende Gesetzgebungsakt nicht zustande.

In den in Artikel III-165 ausdrücklich genannten Fällen können Europäische Gesetze und Rahmen-

gesetze gemäß Artikel III-302 auf Initiative einer Gruppe von Mitgliedstaaten erlassen werden.

(2) In bestimmten Fällen, die in der Verfassung aufgeführt sind, werden Europäische

Gesetze und Rahmengesetze nach besonderen Gesetzgebungsverfahren vom Europäischen Parla-

ment mit Beteiligung des Ministerrates oder vom Ministerrat mit Beteiligung des Europäischen

Parlaments erlassen.
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(7) Solange der Europäische Rat keinen Beschluss im Sinne des Absatzes 2 gefasst hat,

wird im Rahmen der Union eine engere Zusammenarbeit im Bereich der gegenseitigen Verteidi-

gung eingerichtet. Im Rahmen dieser Zusammenarbeit leisten im Falle eines bewaffneten Angriffs

auf das Hoheitsgebiet eines an dieser Zusammenarbeit beteiligten Staates die anderen beteiligten

Staaten gemäß Artikel 51 der Charta der Vereinten Nationen alle in ihrer Macht stehende militä-

rische und sonstige Hilfe und Unterstützung. Bei der Umsetzung der engeren Zusammenarbeit im

Bereich der gegenseitigen Verteidigung arbeiten die beteiligten Staaten eng mit der Nordatlantik-

vertrags-Organisation zusammen. Die Teilnahmemodalitäten und die praktischen Modalitäten

sowie die dieser Zusammenarbeit eigenen Beschlussfassungsverfahren sind in Artikel III-214 ent-

halten.

(8) Das Europäische Parlament wird zu den wichtigsten Aspekten und den grundlegenden

Weichenstellungen der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik regelmäßig gehört und

über ihre Entwicklung auf dem Laufenden gehalten.

Artikel 41: Besondere Bestimmungen zur Verwirklichung des Raums der Freiheit, der

Sicherheit und des Rechts

(1) Die Union bildet einen Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts

− durch den Erlass von Europäischen Gesetzen und Rahmengesetzen, mit denen, soweit erfor-

derlich, die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften in den in Teil III aufgeführten Bereichen ein-

ander angeglichen werden sollen;

− durch Förderung des gegenseitigen Vertrauens zwischen den zuständigen Behörden der Mit-

gliedstaaten, insbesondere auf der Grundlage der gegenseitigen Anerkennung der gericht-

lichen und außergerichtlichen Entscheidungen;

− durch operative Zusammenarbeit der zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten einschließlich

der Polizei, des Zolls und anderer auf die Prävention und die Aufdeckung von Straftaten

spezialisierter Behörden.
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(2) In diesem Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts können sich die nationalen

Parlamente an den Bewertungsmechanismen nach Artikel III-161 beteiligen und werden in die

politische Kontrolle von Europol und die Bewertung der Tätigkeit von Eurojust gemäß den

Artikeln III-177 und III-174 einbezogen.

(3) Im Bereich der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen verfügen

die Mitgliedstaaten gemäß Artikel III-165 über ein Initiativrecht.

Artikel 42: Solidaritätsklausel

(1) Die Union und ihre Mitgliedstaaten handeln gemeinsam im Geiste der Solidarität, wenn

ein Mitgliedstaat von einem Terroranschlag oder einer Katastrophe natürlichen oder menschlichen

Ursprungs betroffen ist. Die Union mobilisiert alle ihr zur Verfügung stehenden Mittel, einschließ-

lich der ihr von den Mitgliedstaaten bereitgestellten militärischen Mittel, um

a) � terroristische Bedrohungen im Hoheitsgebiet von Mitgliedstaaten abzuwenden;

− die demokratischen Institutionen und die Zivilbevölkerung vor etwaigen Terror-

anschlägen zu schützen;

− im Falle eines Terroranschlags einen Mitgliedstaat auf Ersuchen seiner politischen

Organe innerhalb seines Hoheitsgebiets zu unterstützen;

b) � im Falle einer Katastrophe einen Mitgliedstaat auf Ersuchen seiner politischen Organe

innerhalb seines Hoheitsgebiets zu unterstützen.

(2) Die Modalitäten der Durchführung dieser Bestimmung sind in Artikel III-231 enthalten.
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KAPITEL IV

RAUM DER FREIHEIT, DER SICHERHEIT UND DES RECHTS

ABSCHNITT 1

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel III-158

(1) Die Union bildet einen Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, in dem die
Grundrechte geachtet und die verschiedenen Rechtstraditionen und -ordnungen der Mitgliedstaaten
berücksichtigt werden.

(2) Sie stellt sicher, dass Personen an den Binnengrenzen nicht kontrolliert werden, und
entwickelt eine gemeinsame Politik in den Bereichen Asyl, Einwanderung und Kontrollen an den
Außengrenzen, die sich auf die Solidarität der Mitgliedstaaten gründet und gegenüber Drittstaatsan-
gehörigen gerecht ist. Für die Zwecke dieses Kapitels werden Staatenlose den Drittstaatsangehöri-
gen gleichgestellt.

(3) Die Union wirkt darauf hin, durch Maßnahmen zur Prävention und Bekämpfung von
Kriminalität sowie von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit, zur Koordinierung und Zusammenar-
beit von Polizeibehörden und Organen der Strafrechtspflege und den anderen zuständigen Behörden
sowie durch die gegenseitige Anerkennung strafrechtlicher Entscheidungen und erforderlichenfalls
durch die Angleichung der strafrechtlichen Bestimmungen ein hohes Sicherheitsniveau zu gewähr-
leisten.

(4) Die Union erleichtert den Zugang zum Recht, insbesondere durch den Grundsatz der
gegenseitigen Anerkennung gerichtlicher und außergerichtlicher Entscheidungen in Zivilsachen.

Artikel III-159

Der Europäische Rat legt die strategischen Leitlinien für die legislative und operative Programm-
planung im Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts fest.

Artikel III-160

Die nationalen Parlamente der Mitgliedstaaten tragen bei Gesetzgebungsvorschlägen und
-initiativen, die im Rahmen der Abschnitte 4 und 5 dieses Kapitels vorgelegt werden, Sorge für die
Achtung des Subsidiaritätsprinzips gemäß den im Protokoll über die Anwendung der Grundsätze
der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit vorgesehenen besonderen Modalitäten.

Die nationalen Parlamente der Mitgliedstaaten können sich an den Bewertungsmechanismen nach
Artikel III-161 sowie an der politischen Kontrolle von Europol und der Bewertung der Tätigkeit
von Eurojust gemäß den Artikeln III-177 und III-174 beteiligen.
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Artikel III-161

Unbeschadet der Artikel III-265 bis III-267 kann der Ministerrat auf Vorschlag der Kommission
Europäische Verordnungen oder Beschlüsse erlassen, mit denen Modalitäten festgelegt werden,
nach denen die Mitgliedstaaten in Zusammenarbeit mit der Kommission eine objektive und unpar-
teiische Bewertung der Durchführung der unter dieses Kapitel fallenden Unionspolitik durch die
Behörden der Mitgliedstaaten vornehmen, insbesondere um die umfassende Anwendung des
Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung zu fördern. Das Europäische Parlament und die natio-
nalen Parlamente der Mitgliedstaaten werden vom Inhalt und den Ergebnissen dieser Bewertung
unterrichtet.

Artikel III-162

Im Ministerrat wird ein ständiger Ausschuss eingesetzt, um sicherzustellen, dass innerhalb der
Union die operative Zusammenarbeit im Bereich der inneren Sicherheit gefördert und verstärkt
wird. Er fördert unbeschadet des Artikels III-247 die Koordinierung der Maßnahmen der zuständi-
gen Behörden der Mitgliedstaaten. Die Vertreter der betroffenen Einrichtungen, Ämter und Agentu-
ren der Union können an den Beratungen des Ausschusses beteiligt werden. Das Europäische Par-
lament und die nationalen Parlamente der Mitgliedstaaten werden über die Beratungen auf dem
Laufenden gehalten.

Artikel III-163

Dieses Kapitel berührt nicht die Wahrnehmung der Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten für die Auf-
rechterhaltung der öffentlichen Ordnung und den Schutz der inneren Sicherheit.

Artikel III-164

Der Ministerrat erlässt Europäische Verordnungen, um die Verwaltungszusammenarbeit zwischen
den zuständigen Stellen der Mitgliedstaaten in den Bereichen dieses Kapitels sowie die Zusammen-
arbeit zwischen diesen Stellen und der Kommission zu gewährleisten. Dabei beschließt er auf Vor-
schlag der Kommission unbeschadet von Artikel III-165 und nach Anhörung des Europäischen
Parlaments.

Artikel III-165

Die in den Abschnitten 4 und 5 dieses Kapitels genannten Rechtsakte werden

a) auf Vorschlag der Kommission oder

b) auf Initiative eines Viertels der Mitgliedstaaten

erlassen.
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ABSCHNITT 2

POLITIK BETREFFEND GRENZKONTROLLEN, ASYL UND EINWANDERUNG

Artikel III-166

(1) Die Union entwickelt eine Politik, mit der

a) sichergestellt werden soll, dass Personen unabhängig von ihrer Staatsangehörigkeit beim
Überschreiten der Binnengrenzen nicht kontrolliert werden;

b) die Personenkontrolle und die wirksame Überwachung des Grenzübertritts an den Außen-
grenzen sichergestellt werden soll;

c) schrittweise ein integriertes Grenzschutzsystem an den Außengrenzen eingeführt werden soll.

(2) Zu diesem Zweck werden durch Europäische Gesetze oder Rahmengesetze Maßnahmen
festgelegt, die folgende Bereiche betreffen:

a) die gemeinsame Politik in Bezug auf Visa und andere kurzfristige Aufenthaltstitel;

b) die Kontrollen, denen Personen beim Überschreiten der Außengrenzen unterzogen werden;

c) die Voraussetzungen, unter denen sich Drittstaatsangehörige innerhalb der Union während
eines kurzen Zeitraums frei bewegen können;

d) alle Maßnahmen, die für die schrittweise Einführung eines integrierten Grenzschutzsystems
an den Außengrenzen erforderlich sind;

e) die Abschaffung der Kontrolle von Personen gleich welcher Staatsangehörigkeit beim Über-
schreiten der Binnengrenzen.

(3) Dieser Artikel berührt nicht die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten für die geografische
Festlegung ihrer Grenzen nach dem Völkerrecht.

Artikel III-167

(1) Die Union entwickelt eine gemeinsame Politik im Bereich Asyl und vorübergehender
Schutz, mit der jedem Drittstaatsangehörigen, der internationalen Schutz benötigt, ein angemesse-
ner Status angeboten und die Einhaltung des Grundsatzes der Nicht-Zurückweisung gewährleistet
werden soll. Diese Politik muss mit dem Genfer Abkommen vom 28. Juli 1951, dem Protokoll vom
31. Januar 1967 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge und den anderen einschlägigen Verträgen
im Einklang stehen.
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(2) Zu diesem Zweck werden durch Europäische Gesetze oder Rahmengesetze Maßnahmen
in Bezug auf eine gemeinsame europäische Asylregelung festgelegt, die Folgendes umfasst:

a) einen in der ganzen Union gültigen einheitlichen Asylstatus für Drittstaatsangehörige;

b) einen einheitlichen subsidiären Schutzstatus für Drittstaatsangehörige, die zwar keinen euro-
päischen Asylstatus erhalten, aber dennoch internationalen Schutz benötigen;

c) eine gemeinsame Regelung für den vorübergehenden Schutz von Vertriebenen im Falle eines
Massenzustroms;

d) gemeinsame Verfahren für die Gewährung und den Entzug des einheitlichen Asylstatus bzw.
des subsidiären Schutzstatus;

e) Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines An-
trags auf Asyl oder subsidiären Schutz zuständig ist;

f) Normen für die Aufnahmebedingungen von Personen, die Asyl oder subsidiären Schutz be-
antragen;

g) Partnerschaft und Zusammenarbeit mit Drittstaaten zur Steuerung der Zuwanderungsströme
von Personen, die Asyl oder subsidiären bzw. vorübergehenden Schutz beantragen.

(3) Befinden sich ein oder mehrere Mitgliedstaaten aufgrund eines plötzlichen Zustroms
von Staatsangehörigen dritter Länder in einer Notlage, so kann der Ministerrat auf Vorschlag der
Kommission Europäische Verordnungen oder Beschlüsse erlassen, die vorläufige Maßnahmen zu-
gunsten der betreffenden Mitgliedstaaten vorsehen. Er beschließt nach Anhörung des Europäischen
Parlaments.

Artikel III-168

(1) Die Union entwickelt eine gemeinsame Einwanderungspolitik, die in allen Phasen eine
effiziente Steuerung der Migrationsströme, eine angemessene Behandlung von Drittstaatsangehöri-
gen, die sich rechtmäßig in einem Mitgliedstaat aufhalten, sowie eine Prävention und verstärkte Be-
kämpfung von illegaler Einwanderung und Menschenhandel gewährleisten soll.

(2) Zu diesem Zweck werden durch Europäische Gesetze oder Rahmengesetze die Maß-
nahmen in folgenden Bereichen festgelegt:

a) Einreise- und Aufenthaltsvoraussetzungen sowie Normen für die Erteilung von Visa für einen
langfristigen Aufenthalt und von Aufenthaltstiteln, einschließlich solcher zur Familienzusam-
menführung, durch die Mitgliedstaaten;

b) Festlegung der Rechte von Drittstaatsangehörigen, die sich rechtmäßig in einem Mitgliedstaat
aufhalten, einschließlich der Bedingungen, unter denen sie sich in den anderen Mitgliedstaa-
ten frei bewegen und aufhalten dürfen;
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c) illegale Einwanderung und illegaler Aufenthalt, einschließlich Abschiebung und der Rückfüh-
rung solcher Personen, die sich illegal in einem Mitgliedstaat aufhalten;

d) Bekämpfung des Menschenhandels, insbesondere des Handels mit Frauen und Kindern.

(3) Die Union kann gemäß Artikel III-227 mit Drittländern Abkommen über eine Rück-
übernahme illegal aufhältiger Drittstaatsangehöriger in ihr Ursprungs- oder Herkunftsland
schließen.

(4) Durch Europäische Gesetze oder Rahmengesetze können unter Ausschluss jeglicher
Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten Maßnahmen festge-
legt werden, mit denen die Bemühungen der Mitgliedstaaten um die Integration der sich rechtmäßig
in ihrem Hoheitsgebiet aufhaltenden Drittstaatsangehörigen gefördert und unterstützt werden.

(5) Dieser Artikel berührt nicht das Recht der Mitgliedstaaten, festzulegen, wie viele Dritt-
staatsangehörige aus Drittstaaten in ihr Hoheitsgebiet einreisen dürfen, um dort als Arbeitnehmer
oder Selbstständige Arbeit zu suchen.

Artikel III-169

Für die unter diesen Abschnitt fallende Politik der Union und ihre Umsetzung gilt der Grundsatz der
Solidarität und der gerechten Aufteilung der Verantwortlichkeiten unter den Mitgliedstaaten, und
zwar auch in finanzieller Hinsicht. Die aufgrund dieses Abschnitts erlassenen Rechtsakte der Union
enthalten, wenn dies erforderlich ist, immer entsprechende Maßnahmen für die Anwendung dieses
Grundsatzes.
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Der Europäische Rat ist am 15. und 16. Oktober 1999 in Tampere zu einer Sondertagung über die
Schaffung eines Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts in der Europäischen Union
zusammengetreten. Zu Beginn der Beratungen fand ein Gedankenaustausch mit der Präsidentin des
Europäischen Parlaments, Frau Nicole Fontaine, über die wichtigsten Diskussionsthemen statt.

Der Europäische Rat ist entschlossen, die Union zu einem Raum der Freiheit, der Sicherheit und des
Rechts auszubauen und dabei die im Vertrag von Amsterdam vorgesehenen Möglichkeiten um-
fassend zu nutzen. Der Europäische Rat gibt ein klares politisches Signal zur Bekräftigung dieses
wichtigen Ziels, und er hat verschiedene politische Orientierungen und Prioritäten vereinbart, die
eine zügige Verwirklichung dieses Raums bewirken werden.

Für den Europäischen Rat wird dieses Ziel ein absolut prioritärer Punkt der politischen Agenda sein
und auch bleiben. Er wird die Fortschritte bei der Durchführung der erforderlichen Maßnahmen und
in bezug auf die Einhaltung der durch den Vertrag von Amsterdam, den Wiener Aktionsplan und
diese Schlußfolgerungen gesetzten Fristen ständig überprüfen. Die Kommission wird ersucht, einen
Vorschlag für eine geeignete "Anzeigetafel" für die Beobachtung dieser Fortschritte zu unterbreiten.
Der Europäische Rat betont, daß der Sicherstellung der erforderlichen Transparenz und der
regelmäßigen Unterrichtung des Europäischen Parlaments große Bedeutung zukommt. Er wird auf
seiner Tagung im Dezember 2001 im Rahmen ausführlicher Beratungen eine Bewertung der
Fortschritte vornehmen.

In engem Zusammenhang mit dem Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts hat der Euro-
päische Rat Einvernehmen über die Zusammensetzung, die Arbeitsverfahren und die praktischen
Vorkehrungen (die in der Anlage wiedergegeben sind) für das Gremium erzielt, das mit der Aus-
arbeitung eines Entwurfs einer EU-Charta der Grundrechte beauftragt ist. Der Europäische Rat
ersucht alle Beteiligten, dafür Sorge zu tragen, daß mit der Ausarbeitung der Charta sehr bald
begonnen werden kann.

Der Europäische Rat dankt dem aus dem Amt scheidenden Generalsekretär des Rates,
Herrn Jürgen Trumpf, für die von ihm geleistete Arbeit und insbesondere für seinen Beitrag zur
Entwicklung der Union nach dem Inkrafttreten des Vertrags von Amsterdam.

Da einer der Schwerpunkte der Tätigkeit der Union in den kommenden Jahren darin bestehen wird,
die gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik zu stärken und dabei auch eine europäische Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik zu entwickeln, erwartet der Europäische Rat, daß der neue General-
sekretär des Rates und Hohe Vertreter für die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik,
Herr Javier Solana, einen Schlüsselbeitrag zur Verwirklichung dieses Ziels leisten wird.
Herr Solana wird sich bei der Wahrnehmung seiner Befugnisse nach Artikel 18 Absatz 3 des
Vertrags auf die uneingeschränkte Unterstützung des Europäischen Rates verlassen können, so daß
er seinem Amt vollauf gerecht werden kann. Zu seinem Aufgabenbereich gehört auch, mit dem
Vorsitz zusammenzuarbeiten, um sicherzustellen, daß die Beratungen über außen- und sicherheits-
politische Fragen sowie das Tätigwerden in diesem Bereich effizient vonstatten gehen, mit dem
Ziel, die Kontinuität und Kohärenz der Politik auf der Grundlage der gemeinsamen Interessen der
Union zu fördern.
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AUF DEM WEG ZU EINER UNION DER FREIHEIT, DER SICHERHEIT UND DES
RECHTS: DIE MEILENSTEINE VON TAMPERE

1. Die Europäische Integration war von Anfang an fest auf ein gemeinsames Bekenntnis zur
Freiheit gegründet, das sich auf die Menschenrechte, demokratische Institutionen und Rechts-
staatlichkeit stützt. Es hat sich erwiesen, daß diese gemeinsamen Werte unerläßlich sind, um
in der Europäischen Union Frieden zu gewährleisten und Wohlstand zu entwickeln. Sie wer-
den auch Ecksteine für die Erweiterung der Union sein.

2. Die Europäische Union hat für ihre Bürger bereits die wichtigsten Komponenten eines
gemeinsamen Raums des Wohlstands und des Friedens geschaffen: den Binnenmarkt, die
Wirtschafts- und Währungsunion und die Fähigkeit, globalen politischen und wirtschaftlichen
Herausforderungen zu begegnen. Die im Vertrag von Amsterdam enthaltene Herausforderung
besteht nunmehr darin sicherzustellen, daß Freiheit, die das Recht auf Freizügigkeit in der
gesamten Union beinhaltet, in einem Rahmen der Sicherheit und des Rechts in Anspruch
genommen werden kann, der für alle zugänglich ist. Dieses Vorhaben geht auf die von den
Bürgern häufig geäußerten Anliegen ein und hat unmittelbare Auswirkungen auf ihr tägliches
Leben.

3. Diese Freiheit sollte jedoch nicht als ausschließliches Vorrecht für die Bürger der Union
betrachtet werden. Die Tatsache, daß sie existiert, hat Sogwirkung auf viele andere Menschen
in der Welt, die nicht in der Freiheit leben, die die Unionsbürger als selbstverständlich emp-
finden. Es stünde im Widerspruch zu den Traditionen Europas, wenn diese Freiheit den Men-
schen verweigert würde, die wegen ihrer Lebensumstände aus berechtigten Gründen in unser
Gebiet einreisen wollen. Dies erfordert wiederum, daß die Union gemeinsame Asyl- und
Einwanderungspolitiken entwickelt und dabei der Notwendigkeit einer konsequenten Kon-
trolle der Außengrenzen zur Beendung der illegalen Einwanderung und zur Bekämpfung
derjenigen, die diese organisieren und damit zusammenhängende Delikte im Bereich der
internationalen Kriminalität begehen, Rechnung trägt. Diese gemeinsamen Politiken müssen
auf Grundsätzen basieren, die sowohl für unsere eigenen Bürger klar und eindeutig sind, als
auch denjenigen, die Schutz in der Europäischen Union suchen oder in ihr Gebiet einreisen
wollen, Garantien bieten.

4. Das Ziel ist eine offene und sichere Europäische Union, die uneingeschränkt zu ihren Ver-
pflichtungen aus der Genfer Flüchtlingskonvention und aus anderen einschlägigen Menschen-
rechts-Übereinkünften steht und die in der Lage ist, auf der Grundlage der Solidarität auf
humanitäre Anforderungen zu reagieren. Desgleichen ist ein gemeinsames Konzept auszu-
arbeiten, um die Integration jener Drittstaatsangehörigen, die rechtmäßig ihren Wohnsitz in
der Union haben, in unsere Gesellschaft zu gewährleisten.
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5. Freiheit kann nur in einem echten Raum des Rechts genossen werden, in dem die Bürger sich
in jedem anderen Mitgliedstaat genauso einfach wie in ihrem eigenen Staat an die Gerichte
und Behörden wenden können. Straftäter dürfen keine Möglichkeiten finden, die Unter-
schiede in den Justizsystemen der Mitgliedstaaten auszunutzen. Urteile und Entscheidungen
sollten in der gesamten Union unter Wahrung der grundlegenden Rechtssicherheit der Bürger
und der Wirtschaftsteilnehmer anerkannt und vollstreckt werden. Es müssen eine bessere
Vereinbarkeit und eine stärkere Konvergenz der Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten erreicht
werden.

6. Die Bürger können von der Union zu Recht erwarten, daß sie der durch schwere Kriminalität
bedingten Bedrohung ihrer Freiheit und ihrer gesetzlichen Rechte entgegenwirkt. Dies erfor-
dert gemeinsame Anstrengungen, um unionsweit Kriminalität und kriminelle Organisationen
zu verhüten und zu bekämpfen. Es müssen gemeinsame polizeiliche und justitielle Ressour-
cen bereitgestellt werden, um zu gewährleisten, daß es in der Union keine Verstecke für
Straftäter oder die Erträge aus Straftaten gibt.

7. Bei der Schaffung eines Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts sollten die Grund-
sätze der Transparenz und der demokratischen Kontrolle tragende Elemente sein. Wir müssen
einen offenen Dialog mit der Bürgergesellschaft über die Ziele und Grundsätze dieses Raums
entwickeln, um eine bessere Akzeptanz und mehr Unterstützung seitens der Bürger zu errei-
chen. Um die Vertrauenswürdigkeit der Behörden zu wahren, sollten gemeinsame Standards
zur Integrität der Behörden entwickelt werden.

8. Der Europäische Rat erachtet es für wesentlich, daß die Union in diesen Bereichen auch die
Fähigkeit entwickelt, als namhafter Partner auf der internationalen Bühne aufzutreten und
anerkannt zu werden. Dies erfordert eine enge Zusammenarbeit mit den Partnerländern und
internationalen Organisationen, namentlich mit dem Europarat, der OSZE, der OECD und den
Vereinten Nationen.

9. Der Europäische Rat ersucht den Rat und die Kommission, in enger Zusammenarbeit mit dem
Europäischen Parlament darauf hinzuwirken, daß der Vertrag von Amsterdam auf der
Grundlage des Wiener Aktionsplans und der folgenden hier in Tampere vereinbarten poli-
tischen Leitlinien und konkreten Ziele in allen Teilen und unmittelbar durchgeführt wird.
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A. EINE GEMEINSAME ASYL- UND MIGRATIONSPOLITIK DER EU

10. Die gesonderten, aber eng miteinander verbundenen Bereiche Asyl und Migration machen die
Entwicklung einer gemeinsamen Politik der EU erforderlich, die folgende Elemente ein-
bezieht.

I. Partnerschaft mit Herkunftsländern

11. Die Europäische Union benötigt ein umfassendes Migrationskonzept, in dem die Fragen
behandelt werden, die sich in bezug auf Politik, Menschenrechte und Entwicklung in den
Herkunfts- und Transitländern und -regionen stellen. Zu den Erfordernissen gehören die
Bekämpfung der Armut, die Verbesserung der Lebensbedingungen und der Beschäftigungs-
möglichkeiten, die Verhütung von Konflikten und die Festigung demokratischer Staaten
sowie die Sicherstellung der Achtung der Menschenrechte, insbesondere der Rechte der Min-
derheiten, Frauen und Kinder. Zu diesem Zweck werden die Union wie auch die Mitglied-
staaten ersucht, im Rahmen der Befugnisse, die ihnen die Verträge verleihen, zu einer grö-
ßeren Kohärenz der Innen- und Außenpolitik der Union beizutragen. Ein partnerschaftliches
Verhältnis zu den betroffenen Drittstaaten wird für den Erfolg einer solchen Politik ebenfalls
von entscheidender Bedeutung sein, damit eine gemeinsame Entwicklung gefördert werden
kann.

12. In diesem Zusammenhang begrüßt der Europäische Rat den Bericht der vom Rat eingesetzten
Hochrangigen Gruppe "Asyl und Migration" und stimmt der Verlängerung des Mandats
dieser Gruppe und der Ausarbeitung weiterer Aktionspläne zu. Er erachtet die ersten Aktions-
pläne, die von dieser Gruppe ausgearbeitet und vom Rat gebilligt wurden, als einen nützlichen
Beitrag und ersucht den Rat und die Kommission, dem Europäischen Rat im Dezember 2000
über die Umsetzung dieser Pläne zu berichten.

II. Ein Gemeinsames Europäisches Asylsystem

13. Der Europäische Rat bekräftigt die Bedeutung, die die Union und die Mitgliedstaaten der
unbedingten Achtung des Rechts auf Asyl beimessen. Er ist übereingekommen, auf ein
Gemeinsames Europäisches Asylsystem hinzuwirken, das sich auf die uneingeschränkte und
allumfassende Anwendung der Genfer Flüchtlingskonvention stützt, wodurch sichergestellt
wird, daß niemend dorthin zurückgeschickt wird, wo er Verfolgung ausgesetzt ist, d.h. der
Grundsatz der Nichtzurückweisung gewahrt bleibt.
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14. Auf kurze Sicht sollte dieses System folgendes implizieren: eine klare und praktikable Formel
für die Bestimmung des für die Prüfung eines Asylantrags zuständigen Staates, gemeinsame
Standards für ein gerechtes und wirksames Asylverfahren, gemeinsame Mindestbedingungen
für die Aufnahme von Asylbewerbern und die Annäherung der Bestimmungen über die
Zuerkennung und die Merkmale der Flüchtlingseigenschaft. Hinzukommen sollten ferner
Vorschriften über die Formen des subsidiären Schutzes, die einer Person, die eines solchen
Schutzes bedarf, einen angemessenen Status verleihen. Der Rat wird dringend ersucht, auf
Vorschlag der Kommission und nach Maßgabe der im Vertrag von Amsterdam und im
Wiener Aktionsplan gesetzten Fristen zu diesem Zweck die notwendigen Beschlüsse zu
fassen. Der Europäische Rat unterstreicht, wie wichtig es ist, das UNHCR und andere inter-
nationale Organisationen zu konsultieren.

15. Auf längere Sicht sollten die Regeln der Gemeinschaft zu einem gemeinsamen Asylverfahren
und einen unionsweit geltenden einheitlichen Status für diejenigen, denen Asyl gewährt wird,
führen. Die Kommission wird ersucht, binnen eines Jahres eine diesbezügliche Mitteilung
auszuarbeiten.

16. Der Europäische Rat fordert den Rat dringend auf, sich verstärkt darum zu bemühen, in der
Frage des vorübergehenden Schutzes für Vertriebene auf der Grundlage der Solidarität zwi-
schen den Mitgliedstaaten Einvernehmen zu erzielen. Der Europäische Rat ist der Ansicht,
daß geprüft werden sollte, ob nicht bei einem massiven Zustrom von Flüchtlingen zwecks
vorübergehender Schutzgewährung irgendeine Form von Finanzreserve bereitgestellt werden
könnte. Die Kommission wird ersucht, die entsprechenden Möglichkeiten zu sondieren.

17. Der Europäische Rat fordert den Rat dringend auf, seine Arbeiten über das System zur Identi-
fizierung von Asylbewerbern (Eurodac) unverzüglich zu Ende zu führen.
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III. Gerechte Behandlung von Drittstaatsangehörigen

18. Die Europäische Union muß eine gerechte Behandlung von Drittstaatsangehörigen sicher-
stellen, die sich im Hoheitsgebiet ihrer Mitgliedstaaten rechtmäßig aufhalten. Eine energi-
schere Integrationspolitik sollte darauf ausgerichtet sein, ihnen vergleichbare Rechte und
Pflichten wie EU-Bürgern zuzuerkennen. Zu den Zielen sollte auch die Förderung der Nicht-
diskriminierung im wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Leben und die Entwicklung von
Maßnahmen zur Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit gehören.

19. Ausgehend von der Mitteilung der Kommission über einen Aktionsplan gegen Rassismus
fordert der Europäische Rat, daß die Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit
verstärkt wird. Die Mitgliedstaaten werden auf die besten Praktiken und Erfahrungen zurück-
greifen. Die Zusammenarbeit mit der Europäischen Stelle zur Beobachtung von Rassismus
und Fremdenfeindlichkeit und dem Europarat wird weiter verstärkt. Darüber hinaus wird die
Kommission ersucht, so bald wie möglich Vorschläge zur Durchführung des Artikels 13 des
EG-Vertrags betreffend die Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit vorzu-
legen. Für die Bekämpfung von Diskriminierungen im allgemeineren Sinne werden die Mit-
gliedstaaten aufgefordert, einzelstaatliche Programme auszuarbeiten.

20. Der Europäische Rat erkennt an, daß eine Annäherung der einzelstaatlichen Rechts-
vorschriften über die Bedingungen für die Aufnahme und den Aufenthalt von Drittstaats-
angehörigen auf der Grundlage einer gemeinsamen Bewertung der wirtschaftlichen und
demographischen Entwicklungen innerhalb der Union sowie der Lage in den Herkunfts-
ländern erforderlich ist. Er bittet daher den Rat um rasche Beschlüsse anhand von Vor-
schlägen der Kommission. Diese Beschlüsse sollten nicht nur der Aufnahmekapazität jedes
Mitgliedstaats, sondern auch seiner historischen und kulturellen Bande mit den Herkunfts-
ländern Rechnung tragen.

21. Die Rechtsstellung von Drittstaatsangehörigen sollte der Rechtsstellung der Staatsangehöri-
gen der Mitgliedstaaten angenähert werden. Einer Person, die sich während eines noch zu
bestimmenden Zeitraums in einem Mitgliedstaat rechtmäßig aufgehalten hat und einen lang-
fristigen Aufenthaltstitel besitzt, sollte in diesem Mitgliedstaat eine Reihe einheitlicher Rechte
gewährt werden, die sich so nahe wie möglich an diejenigen der EU-Bürger anlehnen; z.B.
das Recht auf Wohnsitznahme, das Recht auf Bildung und das Recht auf Ausübung einer
nichtselbständigen oder selbständigen Arbeit sowie der Grundsatz der Nichtdiskriminierung
gegenüber den Bürgern des Wohnsitzstaates. Der Europäische Rat billigt das Ziel, daß
Drittstaatsangehörigen, die auf Dauer rechtmäßig ansässig sind, die Möglichkeit geboten
wird, die Staatsangehörigkeit des Mitgliedstaats zu erwerben, in dem sie ansässig sind.
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IV. Steuerung der Migrationsströme

22. Der Europäische Rat weist darauf hin, daß die Migrationsströme in sämtlichen Phasen effi-
zienter gesteuert werden müssen. Er fordert die Durchführung - in enger Zusammenarbeit mit
den Herkunfts- und Transitländern - von Informationskampagnen über die tatsächlichen Mög-
lichkeiten der legalen Einwanderung sowie die Prävention aller Arten des
Schlepperunwesens. Außerdem sollte eine gemeinsame aktive Politik im Bereich Visa und
gefälschte Dokumente weiter entwickelt werden, einschließlich einer engeren Zusammen-
arbeit zwischen den EU-Konsulaten in Drittländern sowie bei Bedarf der Einrichtung von
gemeinsamen EU-Visumstellen.

23. Der Europäische Rat ist entschlossen, die illegale Einwanderung an ihrer Wurzel zu bekämp-
fen, insbesondere durch Maßnahmen gegen diejenigen, die Zuwanderer einschleusen oder
wirtschaftlich ausbeuten. Er drängt auf die Annahme von Rechtsvorschriften, die strenge
Sanktionen zur Ahndung dieses schweren Verbrechens vorsehen. Der Rat wird ersucht, auf
Vorschlag der Kommission bis Ende 2000 entsprechende Rechtsvorschriften zu verab-
schieden. Die Mitgliedstaaten sollten zusammen mit Europol ihre Bemühungen auf die
Aufdeckung und Zerschlagung der beteiligten kriminellen Netze ausrichten. Die Rechte der
Opfer derartiger Aktivitäten müssen gewahrt bleiben, wobei insbesondere die Probleme von
Frauen und Kindern zu berücksichtigen sind.

24. Der Europäische Rat wünscht eine engere Zusammenarbeit und eine gegenseitige technische
Unterstützung der Grenzkontrollbehörden der Mitgliedstaaten - wie z.B. im Rahmen von
Austauschprogrammen und anhand von Technologietransfers, insbesondere in bezug auf die
Seegrenzen - sowie die rasche Einbeziehung der beitrittswilligen Länder in diese Zusammen-
arbeit. In diesem Zusammenhang begrüßt der Rat den Abschluß der Vereinbarung zwischen
Italien und Griechenland, die darauf abzielt, die Zusammenarbeit der beiden Länder in der
Adria und im Ionischen Meer bei der Bekämpfung der organisierten Kriminalität, des
Schlepperunwesens und des Menschenhandels zu intensivieren.

25. Infolge der Einbeziehung des Schengen-Besitzstands in die Union müssen die beitrittswilligen
Länder diesen Besitzstand und weitere, hierauf aufbauende Maßnahmen in vollem Umfang
übernehmen. Der Europäische Rat betont, daß der effizienten Kontrolle der künftigen Außen-
grenzen der Union durch ausgebildete Fachkräfte große Bedeutung zukommt.
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26. Der Europäische Rat fordert dazu auf, daß die Unterstützung der Herkunfts- und Transitländer
weiter ausgebaut wird, um die freiwillige Rückkehr zu fördern und um den Behörden dieser
Länder zu helfen, ihre Fähigkeit zur wirkungsvollen Bekämpfung des Schlepperunwesens und
zur Erfüllung ihrer Rückübernahmeverpflichtungen gegenüber der Union und ihren Mitglied-
staaten zu stärken.

27. Mit dem Vertrag von Amsterdam hat die Gemeinschaft Befugnisse im Bereich der Rücküber-
nahme erhalten. Der Europäische Rat ersucht den Rat, Rückübernahmeabkommen zwischen
der Europäischen Gemeinschaft und einschlägigen Drittländern oder Gruppen von
Drittländern zu schließen oder Standardklauseln in andere Abkommen zwischen diesen
Parteien aufzunehmen. Auch sollte Bestimmungen über die interne Rückübernahme
Rechnung getragen werden.

B. EIN ECHTER EUROPÄISCHER RECHTSRAUM

28. In einem echten Europäischen Rechtsraum sollten Einzelpersonen und Unternehmen nicht
durch die Unvereinbarkeit oder die Komplexität der Rechtsordnungen und der Verwaltungs-
systeme in den Mitgliedstaaten daran gehindert oder davon abgehalten werden, von ihren
Rechten Gebrauch zu machen.

V. Besserer Zugang zum Recht in Europa

29. Um den Zugang zum Recht zu erleichtern, ersucht der Europäische Rat die Kommission - in
Zusammenarbeit mit anderen einschlägigen Einrichtungen wie beispielsweise dem
Europarat - eine Informationskampagne zu starten und geeignete "Leitfäden" zur justitiellen
Zusammenarbeit innerhalb der Union und zu den Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten zu
veröffentlichen. Ferner sollte ein leicht zugängliches Informationssystem geschaffen werden,
das von einem Netz zuständiger nationaler Behörden zu unterhalten und zu aktualisieren
wäre.

30. Der Europäische Rat ersucht den Rat, auf Vorschlag der Kommission Mindeststandards zur
Gewährleistung eines angemessenen Niveaus der Prozeßkostenhilfe bei grenzüber-
schreitenden Rechtssachen in allen Ländern der Union sowie besondere gemeinsame
Verfahrensregeln für vereinfachte und beschleunigte grenzüberschreitende Gerichtsverfahren
bei verbraucher- und handelsrechtlichen Klagen mit geringem Streitwert sowie bei Unter-
haltsklagen und bei unbestrittenen Forderungen zu verabschieden. Auch sollten alternative
außergerichtliche Verfahren von den Mitgliedstaaten geschaffen werden.
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31. Für mehrsprachige Formulare oder Schriftstücke, die in grenzüberschreitenden gerichtlichen
Rechtsstreitigkeiten unionsweit anzuwenden wären, sollten gemeinsame Mindeststandards
aufgestellt werden. Derartige Schriftstücke oder Formulare sollten dann unionsweit bei allen
Gerichtsverfahren als gültige Dokumente gegenseitig anerkannt werden.

32. In Anbetracht der Mitteilung der Kommission sollten Mindeststandards für den Schutz der
Opfer von Verbrechen - insbesondere hinsichtlich deren Zugang zum Recht und ihrer Scha-
densersatzansprüche, einschließlich der Prozeßkosten - ausgearbeitet werden. Darüber hinaus
sollten einzelstaatliche Programme zur Finanzierung von staatlichen und nichtstaatlichen
Maßnahmen zur Unterstützung und zum Schutz von Opfern konzipiert werden.

VI. Gegenseitige Anerkennung gerichtlicher Entscheidungen

33. Eine verbesserte gegenseitige Anerkennung von gerichtlichen Entscheidungen und Urteilen
und die notwendige Annäherung der Rechtsvorschriften würden die Zusammenarbeit zwi-
schen den Behörden und den Schutz der Rechte des einzelnen durch die Justiz erleichtern. Der
Europäische Rat unterstützt daher den Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung, der seiner
Ansicht nach zum Eckstein der justitiellen Zusammenarbeit sowohl in Zivil- als auch ein
Strafsachen innerhalb der Union werden sollte. Der Grundsatz sollte sowohl für Urteile als
auch für andere Entscheidungen von Justizbehörden gelten.

34. Im Bereich des Zivilrechts fordert der Europäische Rat die Kommission auf, einen Vorschlag
für den einen weiteren Abbau der Zwischenmaßnahmen, die nach wie vor notwendig sind, um
die Anerkennung und die Vollstreckung einer Entscheidung oder eines Urteils im ersuchten
Staat zu ermöglichen. Als erster Schritt sollten diese Zwischenverfahren bei Titeln aufgrund
geringfügiger verbraucher- oder handelsrechtlicher Ansprüche und bei bestimmten
familienrechtlichen Urteilen (z. B. über Unterhaltsansprüche und Besuchsrechte) abgeschafft
werden. Derartige Entscheidungen würden automatisch unionsweit anerkannt, ohne daß es
irgendwelche Zwischenverfahren oder Gründe für die Verweigerung der Vollstreckung geben
würde. Damit einhergehend könnten Mindeststandards für spezifische Aspekte des Zivil-
prozeßrechts aufgestellt werden.
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35. Im Bereich des Strafrechts appelliert der Europäische Rat an die Mitgliedstaaten, rasch die
EU-Übereinkommen von 1995 und 1996 über die Auslieferung zu ratifizieren. Er vertritt die
Auffassung, daß zwischen den Mitgliedstaaten im Einvernehmen mit Artikel 6 EUV
förmliche Auslieferungsverfahren bei Personen, die sich nach rechtskräftiger Verurteilung der
Justiz durch Flucht entziehen, abgeschafft und durch eine einfache Überstellung derartiger
Personen ersetzt werden sollten. Im Bereich der Auslieferung sollten - unbeschadet des
Grundsatzes eines gerechten Gerichtsverfahrens - auch Eilverfahren in Erwägung gezogen
werden. Der Europäische Rat ersucht die Kommission, entsprechende Vorschläge im Lichte
des Schengener Durchführungsübereinkommens vorzulegen.

36. Der Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung sollte auch für im Rahmen des Ermittlungs-
verfahrens ergangene Anordnungen - und zwar insbesondere für Anordnungen, die es den
Behörden ermöglichen, Beweismaterial rasch sicherzustellen und leicht zu bewegende
Vermögensgegenstände zu beschlagnahmen - gelten. Von den Behörden eines Mitgliedstaats
rechtmäßig erhobene Beweise sollten vor den Gerichten anderer Mitgliedstaaten zugelassen
sein, wobei den dort geltenden Normen Rechnung zu tragen ist.

37. Der Europäische Rat ersucht den Rat und die Kommission, bis zum Dezember des Jahres
2000 ein Maßnahmenprogramm zur Umsetzung des Grundsatzes der gegenseitigen Aner-
kennung anzunehmen. Im Rahmen dieses Programms sollten auch Arbeiten in bezug auf
einen Europäischen Vollstreckungstitel und über diejenigen verfahrensrechtlichen Aspekte
initiiert werden, bei denen zur Erleichterung der Anwendung des Grundsatzes der gegen-
seitigen Anerkennung gemeinsame Mindeststandards für notwendig erachtet werden, wobei
die Grundprinzipien des Rechts der Mitgliedstaaten zu achten sind.

VII. Größere Konvergenz im Bereich des Zivilrechts

38. Der Europäische Rat ersucht den Rat und die Kommission, neue verfahrensrechtliche Vor-
schriften für grenzüberschreitende Fälle insbesondere zu den Punkten auszuarbeiten, die
unabdingbar für eine reibungslose justitielle Zusammenarbeit und für einen verbesserten
Zugang zum Recht sind, wie z.B. einstweilige Maßnahmen, Beweisaufnahme, Mahn-
bescheide und Fristen.

39. Im Bereich des materiellen Zivilrechts bedarf es einer allgemeinen Studie über die Frage, ob
zur Beseitigung von Hindernissen für das reibungslose Funktionieren von zivilrechtlichen
Verfahren, die zivilrechtlichen Vorschriften der Mitgliedstaaten angeglichen werden müssen.
Der Rat sollte bis 2001 Bericht erstatten.
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